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            Um die »Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung« effektiv umzusetzen, hat UN-Generalsekretär
               António Guterres verschiedene Reformprozesse angestoßen. Eine Reorganisation des Entwicklungssystems
               der Vereinten Nationen (UN) haben die Mitgliedstaaten bereits beschlossen. Weitere,
               tief­greifende Reformen wären notwendig, sind aber im aktuellen politischen Kontext
               nur schwer realisierbar. Verbesserungen bei den Arbeitsmethoden und Praktiken jedoch
               liegen im Bereich des Möglichen.
            

            In der Studie wird zunächst untersucht, welche Arbeitsmethoden und Praktiken dazu
               beigetragen haben, dass die Mitgliedstaaten im September 2015 die ambitionierte 2030-Agenda
               samt der darin vereinbarten Ziele für nachhaltige Entwicklung (SDGs) im Konsens verabschieden
               konnten. Das »Hochrangige Politische Forum zu Nachhaltiger Entwicklung« (HLPF) ist
               der­zeit das Herzstück der UN-Nachhaltigkeitsgovernance. Es soll die Mitglied­staaten
               dabei unterstützen, politische Führungsverantwortung für die Umsetzung der 2030-Agenda
               zu übernehmen. Die Analyse zeigt jedoch, dass das HLPF an seiner Aufgabe zu scheitern
               droht: Die Komplexität der 2030-Agenda, das weit gefasste Mandat, die hohen Teilnehmerzahlen
               und Erwar­tungen schaffen Probleme für ein Forum, das – 2013 ins Leben gerufen — für
               all dies nicht ausgestattet worden ist.
            

            Die Mitgliedstaaten haben bereits 2016 beschlossen, das HLPF in den Jahren 2019/20
               zu reformieren. Auf der Basis der vorausgegangenen Analyse werden das Ziel dieser
               Reformen und erste Ideen für verbesserte Arbeits­methoden und Praktiken diskutiert;
               schließlich wird auch skizziert, wie ein Vorbereitungsprozess bis zu den Verhandlungen
               über die Reformen aus­sehen könnte.
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            Problemstellung und Empfehlungen

            Der Multilateralismus und die Vereinten Nationen (United Nations, UN) sind unter Druck
               – und das nicht erst seit Antritt der neuen US-Administration. UN-Generalsekretär
               António Guterres hat verschiedene Reformprozesse angestoßen, um die UN »fit« für ihre
               Ziele und Mandate zu machen. Diese Reformen sollen die UN unter anderem befähigen,
               die Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung effektiv umzusetzen.
            

            Die UN-Mitgliedstaaten hatten diese ambitionierte Agenda samt der darin vereinbarten
               Ziele nachhal­tiger Entwicklung (Sustainable Development Goals, SDGs) im September
               2015 im Konsens verabschiedet. Zu diesem Erfolg haben seinerzeit viele Faktoren bei­getragen.
               In dieser Studie wird der Frage nachgegan­gen, inwieweit sich dabei auch bestimmte
               Arbeits­methoden und Praktiken bewährt haben. Beispielsweise wies die UN-Arbeitsgruppe, die die SDGs erarbeitet hat,
               eine Arbeits- und Stimmverteilung quer zu den sonst üblichen Verhandlungsgruppen der
               UN auf. Dies war hilfreich, um eingefahrene Nord-Süd-Kon­fliktmuster zu durchbrechen.
               Auch die sehr gute Zusammenarbeit mit nichtstaatlichen Akteuren war eine wichtige
               Voraussetzung für das positive Ergeb­nis. Zunächst geht der Blick also zurück: Welche
               Lehren lassen sich aus den Verhandlungen zu den SDGs und der 2030-Agenda ziehen?
            

            Gegenwärtig ist das Hochrangige Politische Forum zu Nachhaltiger Entwicklung (High-level Political Forum on Sustainable Development, HLPF) das Herzstück der UN-Nachhaltigkeitsarchitektur.
               Im Juli 2018 kam es zum dritten Mal nach der Verabschiedung der 2030-Agenda zusammen
               – Zeit für eine erste Zwischenbilanz der Arbeitsmethoden und Praktiken, die sich in die­sem Forum etabliert haben. Das HLPF soll, so der Gründungsgedanke, in einem »Netzwerk von Weiter­verfolgungs-
               und Überprüfungsprozessen« zur Um­set­zung der SDGs »eine zentrale Rolle« spielen.
               Bislang waren die beim HLPF alljährlich stattfindenden Thematischen Reviews und SDG-Reviews jedoch kaum für eine systematische Überprüfung geeignet. Es fehlte an einer zielführenden
               Vor- und Nachbereitung. Hin­gegen gelten die beim HLPF präsentierten freiwilligen nationalen Umsetzungsberichte (Voluntary National Re­views, VNRs) als Erfolg: Seit 2016 hat mehr als die Hälfte
               der UN-Mitgliedstaaten beim HLPF berichtet, wie sie die SDGs umsetzen. Die Qualität
               der Berichte und zugrundeliegenden Überprüfungsprozesse muss jedoch verbessert werden.
               Auch sind die Konsequen­zen der Berichterstattung unklar. Damit stellt sich die Frage
               nach deren Relevanz.
            

            Auf der Basis einer Analyse der bisherigen Erfah­rungen mit diesen Arbeitsmethoden
               und Praktiken des HLPF werden in der vorliegenden Studie Ziele von und Ansätze für
               Reformen diskutiert. Diese Reformen sind nötig, denn das HLPF droht zum Opfer seiner
               großen Anziehungskraft zu werden: Das hohe An­spruchsniveau und die Komplexität der
               2030-Agenda, die beachtlichen Teilnehmerzahlen und Erwartungen schaffen eben auch
               Probleme für ein Forum, das da­für nicht ausgestattet ist. 2018 zeigten sich viele
               der von Jahr zu Jahr besser präparierten Teilnehmer von den mangelnden Ergebnissen
               des HLPF enttäuscht. Das Forum kann nur dann echten Mehrwert generie­ren, wenn gute
               Vorbereitungsprozesse sicherstellen, dass die Mitgliedstaaten dort relevante Erkenntnisse
               diskutieren und dann auch in zielführende politische Beschlüsse umsetzen.
            

            Die aktuell in New York verhandelten UN-Reformen, vor allem des Entwicklungssystems und des Wirtschafts- und Sozialrats der UN, bieten
               eine Chance, auch beim HLPF Verbesserungen auf den Weg zu brin­gen. Schließlich ist
               es das erklärte Ziel aller Refor­men, die Mitgliedstaaten bei ihren Transformations­bemühungen
               optimal zu unterstützen und entspre­chende UN-Prozesse transparenter, integrierter
               und konsequenter an der 2030-Agenda auszurichten. Um das mit der 2030-Agenda generierte
               positive Momen­tum aufrechtzuerhalten, sollte es sich die Bundes­regierung zur Aufgabe
               machen, zusammen mit ande­ren interessierten Mitgliedstaaten einen Prozess zur Vorbereitung
               der Ende 2019/20 geplanten Reformen des HLPF mitanzuschieben und zu unterstützen.
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               Ein Erfolg in schwierigen Zeiten für den Multilateralismus

               Beim UN-Nachhaltigkeitsgipfel im September 2015 haben die Staats- und Regierungschefs
                  aller Mitgliedstaaten die Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung ver­abschiedet.1 Ihrem Titel und ihrer Präambel zufolge zielt die 2030-Agenda auf nicht weniger als
                  eine Trans­formation unserer Welt. Die Agenda besteht aus vier Tei­len: einer politischen Erklärung, den Zielen nachhaltiger
                  Entwicklung (Sustainable Development Goals, SDGs) und je einem Teil zu den Mitteln
                  und zu den Modalitäten der Überprüfung der Umsetzung der SDGs.
               

               Die SDGs sind zum einen Nachfolger der Millen­niumsentwicklungsziele (MDGs), die bis
                  2015 erreicht werden sollten. Die sogenannte Post-2015-Debatte begann bereits 2011.
                  Zum anderen stehen die SDGs in der Tradition des sogenannten Rio-Prozesses, der 1992
                  die Klimarahmen- und Biodiversitätskonventionen, die Agenda 21 und weitere wichtige
                  Abkommen hervorbrachte. Im Vorfeld der Rio+20-Konferenz 2012 regte Kolumbien (später
                  zusammen mit Guatemala und Peru) an, SDGs zu erarbeiten.2 Während der Kon­ferenz konnten sich die Mitgliedstaaten jedoch noch nicht auf Ziele
                  einigen, sondern nur auf 26(!) »the­matic areas«, die die zukünftigen SDGs abdecken soll­ten.3 Und erst im Nachgang zur Rio+20-Konferenz be­schloss die UN-Generalversammlung im
                  September 2013, die Debatten über die Post-2015-Entwick­lungs­agenda und über die
                  SDGs zusammenzuführen und einen Zielkatalog zu verhandeln. Im Rio+20-Abschluss­dokument hatten die Mitgliedstaaten
                  empfohlen, eine Arbeitsgruppe einzurichten, die der Generalversamm­lung einen entsprechenden
                  Vorschlag für eine Reihe von SDGs vorlegen sollte.4 Nach intensiven Konsulta­tionen und Diskussionen im Rahmen dieser Arbeits­gruppe
                  konnten sich die beteiligten Mitgliedstaaten 2014 auf die 17 SDGs mit 169 Unterzielen
                  einigen, die in den folgenden zwischenstaatlichen Verhandlungen bestätigt und im September
                  2015 von der General­versammlung verabschiedet wurden.
               

               In den SDGs sind alle Themenbereiche, die schon die MDGs abdeckten, weiter enthalten,
                  darunter die Bekämpfung von Armut und Hunger, die Förderung von Gesundheit und Bildung,
                  die Gleichstellung der Geschlechter und ein verbesserter Zugang zu Wasser- und Sanitärversorgung.
                  Eine Reihe von Zielen sind neu hinzugekommen: der Zugang zu und die Nach­haltigkeit
                  von Energie, die Förderung von Wirtschafts­wachstum und menschenwürdiger Arbeit, der Aus­bau der Infrastruktur und die Unterstützung
                  von In­novationen, die nachhaltige Entwicklung der Städte und die Verringerung von
                  Ungleichheit. Umweltschutz­aspekte sind auch jenseits der unmittelbar auf die Ökologie
                  ausgerichteten Ziele (Schutz des Klimas, Erhaltung des Lebens unter Wasser und an
                  Land, Förderung nachhaltiger Konsum- und Produktions­muster) durchgängig integriert.
                  Auch ein Ziel zu Frie­den und Governance ist aufgenommen worden, was bis zuletzt stark
                  umstritten war. Hier geht es darum, friedliche und inklusive Gesellschaften zu fördern,
                  allen Menschen Zugang zur Justiz zu ermöglichen und leistungsfähige, rechenschaftspflichtige
                  und in­klusive Institutionen auf allen Ebenen aufzubauen. Neu ist auch, dass die Mittel
                  für die Umsetzung (means of implementation) der SDGs gleich mit­verhandelt wurden.
               

               Die 2030-Agenda zeigt, dass es nicht mehr allein um Entwicklungspolitik gehen soll,
                  sondern um eine grund­legende Neuorientierung in allen Politikbereichen und Ländern.
               

               Die 2030-Agenda verkörpert (zumindest deklaratorisch) einen internationalen Minimalkonsens darüber, wie die UN-Mitgliedstaaten die Zukunft gestalten wollen. Die Überschrift
                  der Agenda »Transformation unserer Welt« verdeutlicht, dass es nicht mehr allein um
                  Entwicklungspolitik gehen soll, sondern um eine grundlegende Neuorientierung in allen Politikberei­chen und Ländern. Entsprechend werden strukturelle Entwicklungshemmnisse
                  wie gewaltsame Konflikte, Korruption, Ungleichheit und menschenunwürdige Arbeit expliziter
                  thematisiert. Das Gleiche gilt für systemische Probleme und negative Spill-Over-Effekte
                  im Finanz- und Handelsbereich oder bei Konsum- und Produktionsmustern. Folglich sind
                  die SDGs thema­tisch umfassender und hinsichtlich der drei Dimen­sionen nachhaltiger
                  Entwicklung (ökologisch, ökono­misch, sozial) stärker integriert konzipiert, als es
                  etwa die MDGs waren. Letzteres drückt sich in Querbezügen zwischen den einzelnen Zielen und Unterzielen aus.5

               Die Reaktionen auf die 2030-Agenda spiegeln aber auch Konfliktlinien. So wiesen konservative US-Medien die SDGs als unzulässige Eingriffe in die Lebensweise freier
                  Bürger zurück.6 Auch Nord-Süd-Konflikte waren und bleiben sichtbar. So lehnten viele Entwicklungsländer
                  während der Verhandlungen den Begriff «plane­tarische Grenzen«7 ab, da die Armutsbekämpfung für sie Priorität hat. Hinsichtlich der Umsetzungs­mittel
                  beschworen die Verhandler zwar den Geist einer «neuen Globalen Partnerschaft«. Dennoch
                  stritten und streiten sich Geber-, Entwicklungs- und Schwellenländer über das Prinzip
                  der gemeinsamen, aber unterschiedlichen Verantwortung (Common But Differentiated Responsibilities),
                  also darüber, wie Kosten fair aufgeteilt werden sollen, oder über die re­lative Bedeutung
                  der öffentlichen Entwicklungsfinan­zierung und des Technologietransfers (als Forderung
                  der Entwicklungs- und Schwellenländer) gegenüber inländischen Mitteln oder innovativen
                  Multi-Akteurs-Partnerschaften (als Anliegen der Geberländer). Kei­nen Konsens gibt
                  es zum Beispiel auch in der Frage der Interpretation der Menschenrechte, bei Gender-Themen,
                  im Hinblick auf die Rolle und die Rechte von Frauen oder Familien (Widerspruch kommt
                  hier üblicherweise von Saudi-Arabien, Russland, Heiliger Stuhl). In Bezug auf das
                  Gebot der Unverletzlichkeit der territorialen Integrität und Souveränität sowie in
                  der Frage des Selbstbestimmungsrechts von Menschen in besetzten Gebieten erfolgt meist
                  Einspruch von Seiten Israels und der USA. Andere Gegensätze haben sich vertieft, zum einen aufgrund der immer entschie­deneren US-amerika­nischen Ablehnung multilatera­ler Abkommen (Klima, Handel), zum
                  anderen anläss­lich der Debatte über das Recht auf Entwicklung (bei der sich unter anderem die USA und China gegenüber­stehen). Diese Interessendivergenzen wurden wäh­rend der Verhandlungen mit politischen Formelkompromis­sen befriedet, nicht aber wirklich beigelegt.
               

               Voraussichtlich werden diese Konflikte zukünftig sogar verstärkt aufbrechen, denn
                  sowohl das UN-Sys­tem als auch die Mitgliedstaaten stehen nach der allgemeinen Planungsphase
                  jetzt vor der Aufgabe, die 2030-Agenda umzusetzen. Erstens müssen dafür die Ziele
                  in konkrete Maßnahmen übersetzt werden. Die SDGs formulieren nämlich Ziele, geben
                  aber nicht vor, wie diese erreicht werden sollen – darauf könn­ten sich die UN-Mitgliedstaaten auch niemals
                  einigen. Zweitens müssten diese Maßnahmen integriert und systemisch angelegt sein,
                  um tatsächlich transforma­tiv zu wirken. Je stärker die Maßnahmen jedoch kon­kretisiert
                  werden, desto größer ist die Gefahr, dass dabei technokratisch-eng nur an den eigenen
                  Sektor und die eigenen Interessen gedacht wird. Kohärenz – politisch ohnehin schwierig
                  zu erreichen – bekommt aber im Kontext der Umsetzung der SDGs eine noch größere Bedeutung.8 Implementierungsmaßnahmen müssten ressortübergreifend konzipiert werden, auf einer
                  integrierten Folgenabschätzung beruhen und von umfassenden Beteiligungsprozessen begleitet
                  sein. Optimalerweise sollte noch eine Evaluierung hinzukommen, um kontinuierliches
                  Politiklernen zu ermöglichen.9

               Über die Festlegung von Nachfolge- und Überprüfungs­verfahren gab es bei den Verhandlungen ebenfalls Kon­flikte. 2012, während der Rio+20-Konferenz,
                  konnten sich die Staatenvertreter auf kein Verfahren einigen. Sie legten jedoch mit
                  dem Beschluss, das Hochrangige Politische Forum zu Nachhaltiger Entwicklung (HLPF)
                  einzurichten, den Grundstein für entsprechende Pro­zesse. 2013 verabschiedete die
                  Generalversammlung eine Resolution zu dessen Mandat und Format.10 Das HLPF ist mittlerweile das Herzstück der UN-Nachhal­tig­keitsgovernance; die Arbeitsmethoden
                  und Prak­tiken des Forums stehen daher im Mittelpunkt dieser Studie.
               

            

         

      

   
      
         
            
               Fokus: Arbeitsmethoden und Praktiken

               Seit einiger Zeit schaut ein Teil der Wissenschaft von den Internationalen Beziehungen
                  verstärkt auf geteilte Praktiken als »Triebfeder von Ordnungsbildung und Wandel«.11 Hier rücken die im Alltag der internatio­nalen Politik zu beobachtenden angewendeten
                  Prak­tiken in den Mittelpunkt des wissenschaftlichen Er­kenntnisinteresses. Theoretisch
                  bauen die Autorinnen und Autoren meist auf Untersuchungsergebnisse aus der Literatur
                  zu bureaucratic politics oder zu organisato­rischem Lernen auf.12 Teils rufen sie dazu auf, die kon­troverse theoretische Debatte zu überwinden, ob
                  nun Strukturen oder eher Akteure entscheidend für Politikresultate sind – beide Faktoren
                  konstituierten sich gegenseitig und seien wirkmächtig sowohl für die gewählten Praktiken
                  als auch für die Politikergeb­nisse. Auch die breitere wissenschaftliche Literatur
                  zu den Vereinten Nationen beschäftigt sich mit deren Arbeitsmethoden und Praktiken, sei es dass die Charta und andere Dokumente aus juristischer Perspektive,13 Verhandlungsprozesse von Diplomatieexpertinnen und -experten14 oder die UN-Bürokratie aus verwaltungswissenschaftlicher Sicht untersucht werden.15

               In den UN selbst werden quasi seit Gründung der Organisation Debatten über die Verbesserung
                  von Arbeitsroutinen geführt. Fachleute kritisieren das oft prioritäre Gerangel um
                  Macht und Interessen, den Mangel an Wissen oder Kapazitäten und die Beharrungskraft
                  bestimmter Standardprozeduren und Dis­kurse als Probleme, die die Arbeit der UN behindern.16 Ein Beispiel für eine erfolgreiche politische Initiative im Hinblick auf die Arbeitsmethoden der UN sind die Bemühungen der sogenannten S-5-Gruppe (Small Five Group: Costa Rica,
                  Jordanien, Liechtenstein, Schweiz, Singapur). Die Gruppe setzte sich für »moderne Ar­beits­methoden« ein, um die Arbeit des Sicherheitsrats effi­zienter zu gestalten.17 Die Reorganisationsvorschläge der S-5 richteten sich dabei vor allem auf das Format
                  der Sitzungen, auf die Art der Information und der Informationsbeschaffung und den
                  Zugang für nicht­staatliche Akteure. Durch infor­melle Reformen (ohne Änderung der
                  Geschäftsordnung) konnte mehr Trans­parenz und Beteiligung in den Willensbildungs-
                  und Entscheidungsverfahren erzielt werden.18 Allerdings gelang es nicht, die in­zwischen gängigen Praktiken auch zu formalisieren,
                  etwa in der Geschäftsordnung. Widerstand dagegen kam aus dem Kreis der P-5, der fünf
                  permanenten Mitglieder des Sicherheitsrats (China, Großbritannien, Frankreich, Russland,
                  USA), also von denen, die von den in der Geschäftsordnung fixierten Regeln am meisten
                  profitieren. De facto machen die Mitgliedstaaten jedoch von den neuen Formaten regen
                  Gebrauch.
               

               Große Reformentwürfe haben aktuell weniger Aussicht auf Verwirk­lichung als kleinere
                  Veränderungen auf der Ebene der Arbeitsmethoden.
               

               Die Annahme, die derartigen Initiativen – und auch dieser Studie – zugrunde liegt,
                  ist, dass große Reformentwürfe weniger Aussicht auf Verwirklichung haben als kleinere Veränderungen auf der Ebene der Arbeitsmethoden. Letztere sind
                  leichter erreichbar und können dennoch viel verbessern.19 Ein weiteres Beispiel hierfür ist die neue Prozedur zur Wahl des amtierenden UN-Generalsekretärs:
                  Statt wie zuvor üblich im Hinterzimmer des Sicherheitsrats ausgehan­delt zu werden, wurde der Prozess vom Präsidenten der UN-Generalversammlung in das
                  Plenum gezogen. Dort präsentierten sich alle Kandidatinnen und Kan­di­daten und stellten
                  sich im Rahmen von informellen Dialogen den Fragen der Staatenvertreter.20 Das Er­geb­nis dieses Prozesses konnte dann schlecht umgangen werden. Damit wurden
                  neue Standards gesetzt, die nur noch schwer wieder rückgängig zu machen sein dürften.
               

               Praktiken und Arbeitsmethoden innerhalb der UN sind also der zentrale Untersuchungsgegenstand der fol­gen­den Analyse
                  – für die Zwecke dieser Studie wer­den die beiden Begriffe synonym verwandt. Gemeint
                  sind alle Arten von formellen Vorgaben und Regeln zur Arbeitsweise der UN-Organe,
                  aber eben gerade auch informelle Praktiken. Dazu gehören Mandate, Verhandlungsformate,
                  Abstimmungs- und Entscheidungsfindungsprozesse, die Zusammenarbeit mit nichtstaatlichen
                  Akteuren, Wissenstransfer, Ausstattungs- und Finanzierungsregularien und sonstige
                  sys­tematische kollektive Praktiken und Arbeitsroutinen. Der empirische Fokus liegt
                  auf intergouvernementa­len Prozessen (auf verwaltungstechnischen Regularien nur insofern, als sie für diese von besonderer Bedeu­tung sind) und konkret auf den Praktiken und Arbeits­methoden der Verhandlungsprozesse zu den SDGs und während des jährlichen HLPF. Die
                  Analyse stützt sich auf eine Auswertung der vorhandenen Literatur und Berichte sowie
                  auf teilnehmende Beobachtung und Vorort-Gespräche mit Beteiligten und Beobach­tern
                  der Verhandlungsprozesse und des HLPF (2011–2018). Im Ausblick werden die Ergebnisse
                  der Analyse in den Kontext der aktuell in New York verhandelten UN-Reformen gestellt.
               

            

         

      

   
      
         
            
               Bewertungsmaßstab: Ergebnisorientierung stärken

               Der Anspruch der 2030-Agenda ist wie erläutert äußerst hochgesteckt: die »Transformation
                  unserer Welt«. Das neu postulierte Paradigma einer jetzt stär­ker systemisch, integriert
                  und inklusiv anzugehenden nachhaltigen Entwicklung ist jedoch noch lange nicht etabliert.
                  Überdies ist die Idee des Multilateralismus seither in einer schweren politischen
                  Krise.
               

               Multilaterale Institutionen sollen helfen, gegen­seitige Erwartungen hinsichtlich
                  des Verhaltens von Kooperationspartnern zu stabilisieren, insbesondere in Krisensituationen. Im Optimalfall sollen sie dar­über hinaus evidenzbasiertes Lernen fördern, die politische Willensbildung auf dem Weg
                  zu kollektiven Lösun­gen ermöglichen und Letztere dann auch umsetzen und überprüfen
                  helfen. Damit dies gelingt, müssen Strukturen und Prozesse aber gut entwickelt sein, und es müssen die Ressourcen dafür bereitgestellt werden. Dies ist der Grundgedanke der
                  im UN-Kon­text seit 2014 geführten Fit-for-purpose-Diskussion.21 Dabei geht es nicht unbedingt darum, Institutionen immer wei­ter auszubauen, sondern
                  darum, Strukturen und Pro­zesse maßgeschneiderter auf Ziele aus­zurichten, ganz im
                  Sinne des Prinzips form follows function.
               

               Eine »Revolution durch die Hintertür« könnte erfolgversprechender sein.

               Der politische Wille der Mitgliedstaaten, die UN zu reformieren, beschränkt sich meist
                  auf kostensparen­de oder zumindest kostenneutrale Optionen, die sich darüber hinaus
                  mit den jeweiligen Staateninteressen decken müssen. In diesem Sinne unterstützen auch die USA UN-Reformen.22 Dagegen werden Forderungen nach weitreichenden Reformen, die einer Ände­rung der UN-Charta
                  bedürften, aktuell nicht konsensfähig sein. So hätte zum Beispiel der Vorschlag zur
                  Gründung eines sanktionsbewehrten Weltnachhaltig­keitsrats23 in New York kaum eine Chance. In der aktuellen politischen Situation ist es eher
                  ratsam, auf die Arbeitsmethoden zu fokussieren und diese effek­tiver und effizienter
                  zu gestalten.24 Eine »Revolution durch die Hintertür«25 könnte also erfolgversprechen­der sein.
               

               Gleichzeitig sollten die Prinzipien der 2030-Agenda hochgehalten werden, auch gegen politische Wider­stände. Jedwede Reformen sollten das HLPF befähigen, den Mehrwert der 2030-Agenda maximal auszuschöp­fen. Das gilt vor allem für die charakteristischen
                  Leit­motive der Agenda, also ihren Fokus auf Transforma­tion, auf Wechselwirkungen (Zielkonflikte und Syner­gien) und auf Kohärenz mittels integrierter,
                  systemi­scher Lösungsansätze, sowie auf Rechenschaft gegen­über den Bürgerinnen und
                  Bürgern und das Prinzip, niemanden zurückzulassen (Leave No One Behind). Hierzu kann
                  und sollte das HLPF politisch relevante Ergebnisse generieren. Denn das Forum ist
                  mit dem Mandat angetreten, politische Orientierung zur 2030-Agenda und zu ihrer Umsetzung zu geben (policy leader­ship and guidance).
                  Diese Aufgabenstellung ist der zentrale Maßstab für die Bewertung der Arbeits­methoden
                  und Praktiken des HLPF.
               

               Wie müssten also die Arbeitsmethoden und Prak­tiken des HLPF reformiert werden? Doch
                  zunächst soll ein Blick zurück entsprechende Vorschläge empirisch unterfüttern: Welche
                  Lehren ergeben sich aus den Verhandlungsprozessen zu den SDGs und der 2030-Agenda?
                  Und wie sind die aktuellen Arbeitsmethoden des HLPF einzuschätzen?
               

               

            

         

      

   
      
         
            Ein Blick zurück: Die Verhandlungen der SDGs und der 2030-Agenda

            Die Verhandlungsprozesse auf dem Weg zur 2030-Agenda in den Jahren 2013–2015 brachten
               interes­sante neue Arbeitsmethoden und Praktiken mit sich. Dazu gehören (1) andere
               Verhandlungsformate, (2) in­tensivere Beteiligungsprozesse und (3) UN-Koordi­na­tionsmechanismen
               und (4) ein Mehr-Ebenen-Ansatz bei der Umsetzung und Überprüfung.
            

         

      

   
      
         
            
               Die OWG: innovative Verhandlungsformate

               Ende 2013 setzte die Generalversammlung, gemäß den Beschlüssen der Rio+20-Konferenz,
                  die sogenann­te Offene Arbeitsgruppe (Open Working Group, OWG) ein, die der nächsten
                  Generalversammlung einen Vor­schlag für die SDGs unterbreiten sollte. Die OWG er­arbeitete
                  2014 einen Katalog mit 17 SDGs, bei dem es dann letztendlich auch blieb, abgesehen
                  von einigen wenigen Änderungen. Wie die folgende Analyse zei­gen wird, sind sich viele
                  der Beteiligten und Beobachter einig, dass dieser Erfolg auf die innovativen Ar­beitsweisen
                  der OWG zurückzuführen ist.
               

               Eine der positiven Voraussetzungen dafür war, dass gemäß dem Abschlussdokument der Rio+20-Konfe­renz die OWG selbst über ihre Arbeitsmethoden entschei­den sollte. Bereits die Zusammensetzung der Open Work­ing Group war innovativ: Da das Interesse an der Mitarbeit in der OWG hoch war, teilten
                  sich letztlich 72 Mitgliedstaaten die 30 vorgesehenen Sitze.26 Dieses Format eröffnete Möglichkeiten für völlig neue Koali­tionen und ließ die sonst
                  dominante Rolle der üb­lichen Verhandlergruppen nicht zum Tragen kom­men.27 Beispielsweise wurden so die Konflikte zwi­schen dem globalen Norden und dem globalen
                  Süden, also der traditionelle Gegen­satz zwischen den Indus­trieländern oder der EU
                  auf der einen und der Gruppe der 77+China (aktuell 134 Entwicklungsländer) auf der
                  anderen Seite, zumindest abgemildert. Auch andere Ländergruppen mit spezifischen Interessen
                  waren in den Verhandlungen zunächst weniger sichtbar als üblich.28

               Viele Beobachter sind sich einig, dass die Verhandlungsführung durch die zwei Co-Chairs ausschlaggebend gewesen ist für die erfolgreiche Erarbeitung der SDGs, sowohl in der OWG als auch
                  später bei den zwischen­staatlichen Verhandlungen unter der Generalversamm­lung. Der kenianische UN-Botschafter Macharia Kamau leitete beide Verhandlungen mit, zunächst
                     als Co-Chair der OWG (zusammen mit dem ungarischen UN-Bot­schafter Csaba Körosi), später als Co-Facilitator
                  mit dem irischen UN-Botschafter David Donoghue. Dies sicherte Kontinuität während
                  der beiden Verhandlungsrunden und führte dazu, dass kaum noch Ände­rungen an dem von
                  der OWG vorgeschlagenen SDG-Katalog vorgenommen wurden.29 Darüber hinaus leiteten die beiden Co-Fazilitatoren die schwierigen inter­gouvernementalen
                  Verhandlungen über die anderen drei Teile der 2030-Agenda (Politische Erklä­rung,
                  Umsetzungsmittel, Weiterverfolgung und Über­prüfung). Dabei gelang es ihnen lange
                  Zeit, die Hoheit über die Textarbeit zu behalten. Erst relativ spät im Prozess (am
                  1. Juni 2015) ließen sie einen Erstentwurf (Zero Draft) zirkulieren, und nur wenig später wurde die sechste, unter ihrer Ägide überarbeitete
                  Fassung (am 2. August 2015) verabschiedet.30 Das ist un­gewöhn­lich, da üblicherweise in der Schlussphase derartiger Verhandlungen
                  Änderungen gemeinsam Satz für Satz besprochen werden, was langwierig ist und zu wortreichen,
                  aber inhaltsleeren Ergebnis­dokumenten führt. Dass sich in diesem Fall ein ande­res
                  Verfahren durchsetzte, wird als Ausdruck von »Leadership« und eines hohen Maßes an
                  Vertrauen in die Co-Chairs und auch an »Ownership« gewertet, das sich über die lange
                  Beratungs- und Verhandlungs­phase entwickelt hatte.31 Vorteilhaft dafür war die außergewöhnlich hohe und dichte Frequenz der Treffen, in
                  denen immer wieder dieselben Verhandler aufeinandertrafen.
               

               Die Arbeitsweise der OWG bot zudem günstige Bedingungen für verständigungsorientiertes
                  und auf Argumenten beruhendes Verhandeln. So diskutierten die Delegierten zunächst
                  im Rahmen eines »stock­taking process« vergleichsweise lang (etwa ein Jahr) und breit
                  über Inhalte, ohne über einen konkreten Textvorschlag zu verhandeln. Dabei arbeiteten
                  die zwei Co-Chairs intensiv mit nichtstaatlichen Akteu­ren zusammen, sowohl mit Nichtregierungsorganisation
                  (Non-Governmental Organizations, NGOs) als auch mit Experten (siehe nächster Abschnitt).
                  Eine derartige »deliberative« Arbeitsweise kann nach wissen­schaftlichen Studien zielführender
                  sein als ein interessenbasierter Verhandlungsmodus.32 Lediglich ganz am Schluss kam es doch noch zu einigen macht­getriebenen Interventionen
                  einzelner Mitgliedstaaten, die dazu führten, dass Formulierungen im Dokument abgeschwächt
                  wurden.33 Ein Beobachter hat gar eine schleichende »Entpolitisierung« der SDGs durch eine »Aufblähung« und damit einhergehende Aufweichung von Politikzielen konstatiert. Dies sei das Resultat der breiten Stakeholder-Beteiligung
                  und der zwischen­staatlichen Kompromisse.34 Generell jedoch lobten staatliche und gesellschaftliche Akteure den Prozess als transparent,
                     fair, partizipativ und in großen Teilen auf Ausgleich und Verständigung ausgerichtet.

            

         

      

   
      
         
            
               Vertiefte Zusammenarbeit mit nichtstaatlichen Akteuren

               Bereits im Vorfeld der SDG-Verhandlungen legten nichtstaatliche Akteure konkrete Vorschläge
                  für Ziel­kataloge vor.35 Auch das 2012 vom UN-General­sekre­tär berufene »High-level Panel of Eminent Persons
                  on the Post-2015 Agenda« konsultierte weltweit und legte im Mai 2013 seinen Bericht vor.36 Diese Vor­arbeiten haben die Diskussion über den Zuschnitt der SDGs erheblich beeinflusst.
                  Während der Verhandlungen nahm die Zusammenarbeit mit nichtstaatlichen Ak­teu­ren
                  eine neue Qualität an. Die an diesen UN-Pro­zessen üblicherweise beteiligten Major Groups and other Stakeholders (MGoS) wurden befragt und um Kurzstatements gebeten.37 Darüber hinaus hielten die bei­den Vorsitzenden während der OWG-Phase einstün­dige
                  sogenannte »morning meetings« mit nichtstaat­lichen Akteuren ab. Wer die Verhandlungen beob­ach­tete, konnte immer wieder sehen (bzw. hören), dass Vorschläge aus diesen informellen
                  Runden in den offiziellen Treffen und später auch im Text aufgegriffen wurden.38

               Während der SDG-Verhandlungen nahm die Zusammenarbeit mit nichtstaatlichen Akteuren
                  eine neue Qualität an.
               

               Auch das Potential sozialer Medien und des Internets wurde für weltweite Konsultationen
                  genutzt. Ein »Post-2015 Task Team«, das 2011 unter der Ägide des United Nations Development Programme (UNDP) seine Arbeit aufnahm, initiierte nationale und thematische Dialogprozesse zu den SDGs,
                  die später für das Panel des Generalsekretärs und die OWG ausgewertet wur­den.39 Im Rahmen des Umfrageprojekts »MyWorld Survey« und über die »World-We-Want«-Internetseite
                  konnten auch Individuen ihre Prioritäten für Ziele der nachhaltigen Entwicklung kundtun. Die von NGOs getragene »Beyond 2015«-Kampagne mobilisierte
                  welt­weit dafür. Eine wichtige Voraussetzung für diese partizipativen Verfahren war
                  die hohe Transparenz der Verhandlungen, die online übertragen wurden. Das ermöglichte
                  es auch den nicht in New York an­wesenden Beobachtern, ihre Eingaben zielgerichtet
                  am Verhandlungsstand auszurichten.
               

               Auch die Major Group Business & Industry beteilig­te sich direkt an den Verhandlungen.
                  Zudem infor­mierte das New Yorker UN Global Compact-Büro Unternehmen über die SDG-Konsultationen. Wirtschafts­akteure hatten auf diese Weise frühzeitig Gelegen­heit, darüber nachzudenken, was
                  die SDGs für ihr je­weiliges Kerngeschäft und die Nachhaltigkeits­bericht­erstattung
                  ihres Unternehmens bedeuten werden. Ab 2015 erarbeiteten der Global Compact, die Global
                  Reporting Initiative und der World Business Council for Sustainable Development eine
                  ganze Reihe von Tools, die Wirtschaftsbetriebe dabei unterstützen, ihre Tätigkeiten an den SDGs auszurichten. Auch Unter­nehmensstiftungen griffen die SDGs
                  auf. Beispielsweise legten einige von ihnen (u.a. Rockefeller, Hil­ton, Ford und Master Card Foundation) einen spezifi­schen »SDG
                  Philanthropy«-Fonds auf, um Daten­analysen oder Partnerschaften für die SDGs zu finan­zieren. Das
                  von Medienmachern getragene »Project Everyone« verbreitete Filmspots und weitere visuell
                  aufbereitete Informationen, nicht zuletzt die mittler­weile gut bekannten SDG-Icons.40

               Nicht zuletzt waren auch viele Expertinnen und Ex­perten in den Ausarbeitungsprozess eingebunden. Die »Major Group Scientific and Technological
                  Communi­ty«, deren Sprecherinnen und Sprecher im Rio-Prozess die Wissenschaft repräsentieren,
                  war zunächst wenig sichtbar. Jedoch engagierten sich viele Wissenschaft­lerinnen und
                  Wissenschaftler direkt bei den Verhandlungen. Auch andere am Prozess Beteiligte arbeiteten
                  mit wissenschaftlichen Erkenntnissen und Konzep­ten. So griffen etwa Umwelt-NGOs die
                  Befunde zu den planetarischen Grenzen auf und versuchten, diese im Zielkatalog zu
                  verankern. Neue Expertennetzwerke wurden gegründet und auch die bereits existierenden
                  griffen das Thema auf. Viele Beteiligte empfanden die Informal Retreats als nützlich,
                  die das »Independent Research Forum«41 am Rand der Verhandlungen orga­ni­sierte: Hier konnten die Mitgliedstaaten ihre Fragen
                  mit Fachleuten offen und vertraulich diskutieren. Öffentlichkeitswirksam wendete sich
                  der UN-Sonder­berater Jeffrey Sachs 2012 an Generalsekretär Ban Ki-moon und bat um
                  dessen Unterstützung für die Grün­dung des »Sustainable Development Solutions Net­work«
                  (SDSN). Anfangs als Wissenschaftsnetzwerk ge­dacht, hat sich das SDSN mittlerweile
                  zu einem welt­weit aktiven Expertennetzwerk entwickelt. Bereits 2013 legte das SDSN
                  einen Vorschlag für einen Kata­log mit zehn Zielen vor, der im Zuge öffentlicher Kon­sultationsrunden
                  mehrfach weiterentwickelt wurde.42 Später organisierte das SDSN einen ähnlichen Prozess, um Vorschläge für Indikatoren
                  zu den SDGs ein­zuholen.43 2015 koordinierten zwei etablierte inter­nationale wissenschaftliche Dachverbände
                  (Inter­national Council for Science, ICSU, und International Social Science Council,
                  ISSC) einen »Review« der kurz zuvor formulierten Unterziele mit weltweiter Betei­ligung
                  aus der Wissenschaft.44 Auch die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) organisierte noch vor Verabschiedung
                  der SDGs im April 2015 eine Ver­anstaltung in New York.45 Die DFG fördert auch das internationale Forschungsprogramm »Future Earth«.46 Schließlich wirkten viele Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler in den Jahren
                  2014–2016 an der Erstellung der ersten (Pilot-)Ausgaben des »Global Sustainable Development
                  Report« (GSDR) mit.47 Dieser Bericht soll zukünftig die wissenschaftlichen Beiträge zum HLPF bündeln.

            

         

      

   
      
         
            
               Verbesserte UN-interne Koordination

               Der Mehrwert der 2030-Agenda besteht vor allem da­rin, dass die Ziele – die selbst
                  meist gar nicht un­bedingt neu sind – stärker und systematischer als in vorherigen
                  UN-Abkommen miteinander verflochten wurden. Dahinter steckt die Einsicht, dass eine »Trans­formation« nicht mittels einzelner Maßnahmen in einzelnen Politikfeldern zu erreichen
                  sein wird. Viel­mehr müssen systemische Zusammenhänge beachtet werden und sind tiefgreifende
                  Veränderungen erfor­derlich, um die strukturellen Ursachen meist komple­xer Probleme
                  erfolgreich bearbeiten zu können.48 Allerdings sind bei der Umsetzung der 17 SDGs und 169 Unterziele viele Zielkonflikte
                  zu lösen.
               

               Dies stellt nun hohe Anforderungen an das UN-Sys­tem (und ebenso an die Mitgliedstaaten),
                  was Koordi­nation, Kooperation und Kohärenz angeht – An­sprüche, die die UN schon
                  seit langem beschäftigen und die in der Vergangenheit selten erfüllt wurden.49 Beobachter betonen, wie wichtig inter-institutionelle Arbeitsgruppen (Inter-Agency Task Forces) für die SDG-Verhandlungen waren.50 So erarbeiteten das »UN System Task Team« (UNTT) und später das »Technical Support Team« (TST) Hintergrundpapiere und Berichte, die die Beratungen strukturierten und inhaltlich vorantrieben. Viele Beteiligte,
                  darunter auch die Co-Chairs, loben vor allem die Zuarbeit von UNDESA (United Nations
                  Department of Economic and Social Affairs). Die Abteilung für wirtschaftliche und
                  soziale Angelegenheiten ist Teil des Sekretariats der Verein­ten Nationen. Die damalige
                  »Division on Sustainable Development« (DSD) operierte bis 2018 als Sekretariat des
                  HLPF.
               

               Langjährige Beobachter erinnern gerne an Erfahrun­gen aus dem Rio-Prozess.51 Ein Jahr nach dem 1992er Rio-Gipfel wurde das »Inter-Agency Committee on Sustainable
                  Development« eingesetzt, um eine effektive Kooperation und Koordinierung all jener
                  Insti­tu­tionen innerhalb des UN-Systems sicher­zustellen, die sich mit nachhaltiger
                  Entwicklung be­fassen.52 Für die einzelnen Programmpunkte der Agenda 21 wurden »task managers« benannt, die
                  in Zusammenarbeit mit den jeweils relevanten Organi­sationen koordinierte Maßnahmen
                  zur Umsetzung erarbeiten sollten.53 Die Verhandler der 2030-Agenda empfanden das Modell jedoch als zu »Silo«-haft. Gleichzeitig
                  zeigte sich nach Verabschiedung der 2030-Agenda, dass Verantwortlichkeiten geklärt
                  wer­den müssen. Aktuell spricht die UN von »custodian agencies«. Sie weist also bestimmten
                  UN-Einheiten eine Art Kuratorenrolle zu. In dieser Funktion sollen sie (nicht alleinzuständig)
                  Koordinationsleistungen für ein SDG übernehmen. Ungeachtet dieser insti­tutionellen
                  Vorkehrungen bleibt es eine Herausforde­rung, mit dem Gerangel um Kompetenzen und Revier­kämpfen um Ressourcen umzugehen.
               

            

         

      

   
      
         
            
               Mehrebenen- und Bottom-up-Ansatz bei Umsetzung und Überprüfung

               Anders als für die MDGs ist für die SDGs bereits bei der Verabschiedung der 2030-Agenda ein Überprü­fungs­mechanismus (Follow-up and Review) angelegt worden. Das ist erstaunlich, denn der Widerstand gegen jeg­liche Art von
                  Monitoring oder Berichterstat­tung war zunächst sehr hoch. Noch bei der Rio+20-Konferenz
                  2012 konnte man sich auf kein derartiges Verfahren für die SDGs einigen, auch nicht
                  im Rah­men des im Schlussdokument nur angedachten HLPF. Erst 2013 wurde in der Resolution
                  zum HLPF verankert, dass bei diesem Forum ab 2016 »regular reviews« stattfinden sollen.54

               Die 2030-Agenda sieht dafür jährliche Fortschritts­berichte des Generalsekretärs vor.
                  Dazu kommt ein ausführlicherer SDG Report der Statistischen Kommis­sion der UN, der alle 17 Ziele nachhaltiger Entwicklung
                  und die mehr als 230 Indikatoren behandelt. Diese Indikatoren wurden 2015–2017 durch
                  die »Inter-Agency and Expert Group on SDG Indicators« erarbeitet und sollen nun beständig
                  weiterentwickelt werden.55

               Darüber hinaus ermutigt die 2030-Agenda die Mit­gliedstaaten dazu, »regelmäßige und
                  alle Seiten ein­beziehende Überprüfungen der Fortschritte auf natio­naler und subnationaler
                  Ebene durchzuführen« und ihre Berichte dann beim HLPF zu präsentieren.56 Diese Voluntary National Reviews (VNRs) beim HLPF sollen »freiwillig sein, jedoch zur Berichterstattung anhal­ten«.57 Ultimatives Ziel der Review-Prozesse soll es sein, die nationale Umsetzung der 2030-Agenda und SDGs zu voranzutreiben.58 Der Text der 2030-Agenda fordert die Regierungen daher auf, Fortschritte zu­nächst
                  auf nationaler Ebene zu überprüfen, bevor dann beim HLPF berichtet wird. Diese nationalen
                  Re­views sollen sowohl die gesamte Regierung als auch die Gesellschaft umfassend mit
                  einbeziehen. Gemäß dem Prinzip der Universalität der 2030-Agenda wer­den solche Reviews von allen Mitgliedstaaten erwartet.
               

               Ergänzend sollen auch auf regionaler Ebene Reviews stattfinden. Da sich die Mitgliedstaaten über die Rolle der Regionalforen
                  jedoch nicht einig waren, verstän­digten sie sich auf eine individuelle Lösung, nach
                  der sich jede Region ein passendes regionales Forum suchen soll.
               

               Die Tatsache, dass diese Überprüfungsprozesse gleich mitverhandelt wurden, hat dazu
                  geführt, dass auf nationaler, regionaler und globaler Ebene rasch entsprechende Arbeitsprozesse
                  etabliert wurden. Das wiederum trägt zu einem vergleichsweise hohen Maß an Kontinuität
                  in der Arbeit mit den SDGs bei und auch dazu, dass die Umsetzung der 2030-Agenda auf
                  der Tagesordnung bleibt. Bei den UN steht das HLPF im Zentrum dieser Prozesse. Das
                  Mandat des Forums wurde aber bereits 2013 von den Mitgliedstaaten be­schlossen, also
                  bevor die 2030-Agenda verabschiedet wurde, ein Umstand, der nun Probleme schafft im
                  Hinblick auf die Arbeitsmethoden und Praktiken des HLPF.
               

               

            

         

      

   
      
         
            Zwischenbilanz UN-HLPF: Analyse und Empfehlungen zu den Arbeitsmethoden und Praktiken

            Zu den Sitzungen des HLPF kommen seit 2013 Dele­gationen aller UN-Mitgliedstaaten
               in New York zu­sammen. Sie tagen alljährlich im Juli für acht Tage unter der Schirmherrschaft
               des Wirtschafts- und Sozialrats (Economic and Social Council, ECOSOC) der UN und alle vier Jahre auch für zwei weitere Tage im September unter
               der Schirmherrschaft der General­versammlung auf der Ebene der Staats- und Regie­rungs­chefs.
               Sowohl die bereits 2013 verabschiedete Resolution der UN-Generalversammlung zum HLPF
               als auch die 2030-Agenda schreiben dem HLPF »eine zentrale Rolle bei der Beaufsichtigung
               eines Netzwerks von Weiterverfolgungs- und Überprüfungs­prozessen« zu.59 Mit welchen Arbeitsmethoden und Praktiken wird diese »zentrale Rolle« nach der Ver­abschiedung
               der 2030-Agenda und der SDGs aus­gefüllt?
            

            Das HLPF ist in Gefahr, ein Opfer seiner Popularität zu werden.

            Das Mandat des HLPF wurde 2013 sehr breit formu­liert. Dieser Umstand wirkt sich bis heute auf die jähr­liche Programmplanung aus und be- bzw. überlastet sie. Unter anderem sollen verschiedene
               Berichte be­handelt werden, so der jährliche SDG-Fortschritts­bericht des Generalsekretärs
               und andere Berichte aus dem UN-System, Berichte der Regionalkommissionen und aus den
               verschiedenen thematischen Berei­chen sowie zur Entwicklungsfinanzierung (siehe Grafik
               1, S. 19).
            

            Diese Fülle an Ein- und Aufgaben führt dazu, dass von den Reports meist nur Notiz
               genommen wird, deren Ergebnisse aber nicht ausgewertet oder disku­tiert und auch keine
               darauf basierenden Entscheidun­gen getroffen werden. Gleichzeitig ist das politische
               und gesellschaftliche Interesse am HLPF hoch, die Teil­nehmerzahlen steigen (siehe Tabelle 1, S.18), ebenso die Erwartungen. Und so ist
               das HLPF in Gefahr, ein Opfer seines Erfolgs zu werden, wenn es die hohen Ansprüche
               mit den aktuellen Prozessen und Ressour­cen nicht erfüllen kann.
            

            Die Arbeitsmethoden und Praktiken in fünf wichtigen Tätigkeitsfeldern des HLPF sollen
               im Folgenden analysiert werden: (1) Thematische und SDG Reviews und (2) Nationale Reviews sollen den Stand der Umsetzung überprüfen und Lernprozesse befördern. Das HLPF hat
               zudem das Mandat, eine (3) Plattform für Partner­schaften mit nichtstaatlichen Akteuren bereit­zustellen. Mandatiert ist auch ein (4) wis­senschaft­licher Bericht, der Global Sustainable Development Report (GSDR), der das HLPF alle vier Jahre informieren soll. Als Ergebnis des HLPF ist
               eine (5) Ministererklärung vorgesehen.
            

         

      

   
      
         
            
               Thematische und SDG-Reviews: Arbeitsabläufe und Mehrwert verbesserungswürdig

               Die 2030-Agenda sieht vor, dass im Rahmen des HLPF »thematische Überprüfungen der
                  Fortschritte bei den 
               

               
                  
                     
                        
                           	
                              
                                 
                                    Tabelle 1 Anzeichen für ein wachsendes Interesse am HLPF
                                    
                                    
                                       
                                          	
                                             

                                          
                                          	
                                             2016

                                          
                                          	
                                             2017

                                          
                                          	
                                             2018

                                          
                                          	
                                             2019

                                          
                                       

                                       
                                          	
                                             Hochrangige Regierungsvertreter*

                                          
                                          	
                                             k.A.
                                             

                                          
                                          	
                                             77

                                          
                                          	
                                             >125

                                          
                                          	
                                             

                                          
                                       

                                       
                                          	
                                             Registrierte Teilnehmer/Stakeholder*
                                             

                                          
                                          	
                                             1500

                                          
                                          	
                                             2458

                                          
                                          	
                                             >2200

                                          
                                          	
                                             

                                          
                                       

                                       
                                          	
                                             Berichtende Länder (VNRs)

                                          
                                          	
                                             22

                                          
                                          	
                                             43

                                          
                                          	
                                             46

                                          
                                          	
                                             51

                                          
                                       

                                       
                                          	
                                             Side Events

                                          
                                          	
                                             k.A.
                                             

                                          
                                          	
                                             147

                                          
                                          	
                                             260

                                          
                                          	
                                             

                                          
                                       

                                    
                                 

                              

                              
                                 
                                    * Datenbasis variiert und ist über die Jahre nicht konsistent vergleichbar;
                                    

                                 

                                 
                                    k.A. = keine Angaben.
                                    

                                 

                              

                              Quelle: Eigene Zusammenstellung nach UN-HLPF-Website.

                              
                                 
                                    Tabelle 2 Thematische und SDG-Reviews beim HLPF
                                    
                                    
                                       
                                          	
                                             

                                          
                                          	
                                             Thematischer Review

                                          
                                          	
                                             SDG-Reviews

                                          
                                       

                                       
                                          	
                                             2017

                                          
                                          	
                                             Armutsbekämpfung und Wohl­standsförderung in einer sich wandelnden Welt

                                          
                                          	
                                             SDG 1 Keine Armut
SDG 2 Kein Hunger
SDG 3 Gesundheit
SDG 5 Geschlechtergleichheit
SDG 9 Industrie, Innovation und Infrastruktur
SDG 14 Leben unter Wasser
                                             

                                          
                                       

                                       
                                          	
                                             2018

                                          
                                          	
                                             Transformation zu nachhaltigen und resilienten Gesellschaften

                                          
                                          	
                                             SDG 6 Sauberes Wasser und Sanitäreinrichtungen 
SDG 7 Bezahlbare und saubere Energie 
SDG 11 nachhaltige Städte und Gemeinden 
SDG 12 Nachhaltiger Konsum und nachhaltige Produktion
SDG 15 Leben an Land
                                             

                                          
                                       

                                       
                                          	
                                             2019

                                          
                                          	
                                             Empowerment von Menschen und Gewährleistung von Inklusivität und Gleichheit

                                          
                                          	
                                             SDG 4 Hochwertige Bildung
SDG 8 Menschenwürdige Arbeit und Wirtschaftswachstum
SDG 11 Weniger Ungleichheiten
SDG 13 Maßnahmen zum Klimaschutz
SDG 16 Frieden, Gerechtigkeit und starke Institutionen
                                             

                                          
                                       

                                    
                                 

                              

                              

                           
                        

                     
                  

               

               Zielen für nachhaltige Entwicklung einschließlich der Querschnittsfragen« vorgenommen
                  werden.60 2016 vereinbarten die Mitgliedstaaten in einer Resolution, jedes Jahr beim HLPF zum
                  einen unter einem über­greifenden Thema systemische Zusammenhänge zu diskutieren (Thematic Reviews) und zum anderen aus­gewählte SDGs vertieft zu behandeln (SDG-Reviews) (siehe Tabelle 2).61

               Zum Ende des ersten Vierjahreszyklus sollen alle 17 SDGs überprüft worden sein, tiefgehend
                  (in-depth) und unter Berücksichtigung ihrer Wechselwirkungen (integrated, indivisible
                  and interlinked nature).62 Und genau hier könnte und sollte der Mehrwert dieser Reviews beim HLPF liegen: eine
                  solide und ehrliche Analyse des Stands der Umsetzung unter besonderer Berücksichtigung
                  der Prinzipien der 2030-Agenda (transformativ, integriert, inklusiv etc.), um auf
                  dieser Basis dann politisch relevante Empfehlungen für die weitere Implementierung
                  zu generieren.
               

               
                  Grafik 1

                   Umfangreiche Aufgaben des HLPF
[image: ]

               
                  Darstellung basiert auf Eleni Dellas/Alexander Carius/Marianne Beisheim/Susan Parnell/Dirk
                        Messner, Local and Regional Governments in the Follow-up and Review of Global Sustainability
                           Agendas, Berlin/Brüssel: adelphi/Cities Alliance, 2018, S. 18.

               

               Die Realität sieht jedoch anders aus. 2017 fanden während der ersten Woche des HLPF
                  drei dreistündige Panels für die Thematischen Reviews und je ein zwei­stündiges Panel
                  für die SDG-Reviews statt. Ein Jahr später wurde dies umgedreht, um mehr Zeit für
                  die SDG-Reviews zu schaffen. UNDESA bemühte sich 2018 auch, die Panels stärker zu
                  strukturieren: Zu­nächst wurde jeweils eine kurze statistische Einschät­zung der Trends
                  zu den Unterzielen des jeweiligen SDG abgegeben. Vertreterinnen und Vertreter von
                  Mitgliedstaaten, internationalen und regionalen Organisationen sowie aus Wissenschaft
                  und Gesell­schaft wurden gebeten, in ihren Panelbeiträgen auf Umsetzungserfahrungen,
                  Synergien und Zielkonflikte zu fokussieren. Im Anschluss folgte eine (aus Zeit­gründen
                  meist sehr kurze) Debatte im Plenum.
               

               Angesichts der kurzen Zeit, die dem HPLF zur Ver­fügung steht, kommt es auf gute Vor- und Nachberei­tungsprozesse an. In der 2030-Agenda ist bereits der Appell enthalten, dass existierende Review-Verfahren
                  (inklusive deren Berichte, Daten, Analysen) sinnvoll genutzt werden sollen.63 So sollen die Thematischen Reviews »durch Überprüfungen der Fachkommissionen des
                  Wirtschafts- und Sozialrats und anderer zwischenstaatlicher Organe und Foren unterstützt
                  werden, die dem integrierten Charakter der Ziele und den zwischen ihnen bestehenden
                  Querverbindungen Rechnung tragen sollen«.64 Um diesen Auftrag zu erfüllen, werten Arbeitsgruppen des erweiterten UN-Exekutivkomitees
                  für Wirtschafts- und Sozialfragen (ECESA Plus, einer für den Rio+20-Prozess geschaffenen
                  Koordinierungsplattform) das aus dem UN-Sys­tem kommende Material zu jenen SDGs aus,
                  deren Überprüfung ansteht. Die Ergebnisse gießen sie in Kurzberichte (Background Notes),65 die noch vor dem HLPF im Rahmen je eines Expert Group Meetings kon­solidiert werden.
               

               Diese an sich gut strukturierten Kurzberichte, die zudem Hinweise auf relevante inhaltliche
                  Verbindungen zwischen Zielen (interlinkages) und teils auch Empfehlungen enthalten,
                  kennen jedoch nicht ein­mal Experten. Sowohl 2017 als auch 2018 wurde selbst auf den
                  Podien des HLPF nicht mit ihnen ge­arbeitet. Dabei könnten diese Papiere helfen, die
                  Diskussionen fokussierter und ergebnisorientierter zu gestalten. Das zugrundeliegende
                  Problem ist ein dop­peltes: Zum einen haben diese Papiere keinen offi­ziel­len Status.
                  Zum anderen hat UNDESA keine Mittel, um die Reisekosten der Experten für die Panels
                  zu finanzieren. Diejenigen, die selbstfinanziert teilnehmen, kommen weniger, um UN-Berichte
                  zu kommen­tieren, als vielmehr, um ihre eigene Arbeit zu präsen­tieren; das aber ist
                  nicht zielführend.
               

               Ein Beispiel für einen relativ guten Vor- und Nach­bereitungsprozess lieferte im Jahr
                  2017 der Review zu SDG 14 (Leben unter Wasser). Im Vorfeld fand im Juni 2017 in New York eine dreitägige globale
                  Oceans Con­fer­ence statt. Der SDG-Review beim HLPF bezog sich dann auf die Ergebnisse dieser Konferenz.
                  Den Be­schluss dazu hatte die Generalversammlung bereits im Dezember 2015 gefasst
                  – mit ein Grund für den vergleichsweise stringenten Vorbereitungsprozess. Einer der
                  Hauptverantwortlichen für die Konferenz, der damalige Präsident der Generalversammlung
                  Peter Thomson, wurde von Generalsekretär António Guterres zum »Special Envoy for the
                  Ocean« ernannt und kümmert sich nun auch um Folgemaßnahmen. Einige Beobachter haben
                  im Nachhinein kritisiert, dass die aufwendige Oceans-Konferenz kurz vor dem HLPF im
                  Juli 2017 UNDESA viel Kraft gekostet habe, worunter die anderweitige Vorbereitung
                  des HLPF gelitten habe. Die aktuell begrenzten Kapazitäten erlauben es UNDESA also
                  nicht, für jedes SDG eine solche Konferenz durchzuführen.
               

               Für die SDG-Reviews beim HLPF 2018 liefen die Vorbereitungsprozesse sehr unterschiedlich.
                  Eine globale Konferenz fand nur im Hinblick auf den Review von SDG 7 (Energie) statt, nun bereits Ende Februar und ko-organisiert von der regionalen Wirt­schafts-
                  und Sozialkommission für Asien und den Pazifik in Bangkok.66 Im Energiebereich ist die Aus­gangslage schwierig, da die Institutionenlandschaft
                  fragmentiert und teils zudem außerhalb des UN-Sys­tems angesiedelt ist. Neu ist, dass
                  UNDESA bereits seit Oktober 2017 eine informelle Ad-hoc-Gruppe unter­stützt, die bei
                  der Organisation der Konferenz zum Review von SDG 7 und dem Zusammentragen von Hintergrundmaterialien
                  mitwirkte. Mitglieder der Gruppe sind nicht nur Energie-Experten aus inhaltlich-verknüpften
                  UN-Organisationen, sondern auch Repräsentanten der Internationalen Energieagentur
                  und Weltbank, was eine Voraussetzung für Politikkohärenz ist.67

               Im Bereich Wasser (SDG 6) sind die Überprüfungsprozesse vergleichsweise eingeübt, da bereits zu MDG 7 gemeinsame
                  Monitoring-Programme etabliert wurden. Auf dieser Basis aufbauend koordiniert UN-Water
                  den Review für SDG 6. Verschiedene Agenturen aus dem UN-System liefern Daten und Analysen
                  zu. Im Rahmen von Pilotprojekten wurden auf Länder­ebene außerdem SDG 6 Monitoring Focal Points aufgebaut, die neben den nationalen
                  Statistikbüros weitere Stakeholder und Daten einbeziehen sollen. Seit November 2017
                  erarbeitete eine Task Force bei UN-Water einen Synthesebericht für den 2018er HLPF-Review, der jedoch erst Ende Juni 2018 publi­ziert wurde, also nur Tage vor dem Treffen.68

               Für SDG 11 (Städte) ist eigens ein Bezug zwischen dem sektoralen Review der New Urban Agenda
                  und dem HLPF geschaffen worden, ein Bericht von UN-Habitat, der alle vier Jahre die
                  Informationsgrundlage für den Review von SDG 11 beim HLPF sein soll.69 UN‑Habitat veröffentlichte den ersten dieser Berichte Anfang Juli 2018 – ein eindrucksvolles
                  Dokument, das jedoch zu spät kam, um von den Delegierten vor dem HLPF verarbeitet zu werden.70 Während des HLPF 2018 wurde zum ersten Mal ein Local and Regional Governments’ Forum veranstaltet, an dem rund 200 Repräsentanten lokaler und regionaler Verwaltungseinheiten
                  teilnahmen und teils auch selbst über die Umsetzung in ihren Zuständigkeitsbereichen
                  berich­teten. Da dieses Meeting parallel zum HLPF stattfand, konnten jedoch nur wenige
                  Delegierte teilnehmen.
               

               Für den Review zu SDG 17 (Mittel zur Umsetzung) sollen diverse Berichte als Informationsgrundlage her­angezogen
                  werden. Zur Diskussion über das Thema Entwicklungsfinanzierung geht das Ergebnisdokument (Outcome Document) des jährlich im April stattfinden­den ECOSOC Financing for Development
                  (FFD) Forum an das HLPF.71 Dieses Dokument wird jährlich vor dem FFD-Forum auf zwischenstaatlicher Ebene verhandelt
                  und basiert auf einem Monitoring-Report, der von einer Task Force erstellt wird.72 Ergänzend verfassen die Co-Chairs des jährlich im Juni statt­findenden Multi-Akteur-Forums
                  für Wissenschaft, Technologie und Innovation (Multi-stakeholder Forum on Science, Technology and Innovation for the SDGs, STI-Forum) eine Zusammenfassung
                  (Summary) für das HLPF. Der Arbeitsauftrag des STI-Forums deckt sich vor allem mit den thematischen Interessen der Schwel­lenländer und Länder mit mittlerem Einkommen. Auch hier unterstützt ein Inter-Agency
                  Task Team die Vorbereitung. 2017 geschah dies unter anderem im Rahmen eines Workshops
                  zu den Querbezügen zwi­schen STI und den fünf SDGs, die 2018 beim HLPF zur Überprüfung
                  anstanden.73 Diese Dokumente und Prozesse bieten eigentlich eine gute Basis für einen gehaltvollen
                  Review zu SDG 17. Sie sind jedoch bis­lang nicht ausreichend unter den HLPF-Teilnehmern
                  bekannt. Zudem verhindern die dargestellten Nord-Süd-Interessenkonflikte bahnbrechende
                  zwischenstaatliche Beschlüsse.
               

               Insgesamt gelingt es den Vereinten Nationen mitt­lerweile deutlich besser, die Vorbereitungsprozesse
                  für die Thematischen und SDG-Reviews effektiv zu gestalten und mit existierenden Prozessen
                  zu ver­knüpfen. Weiter verbesserungswürdig bleiben vor allem die Außenkommunikation,
                  die Analyse und die Ergebnissicherung. Da die Ausgangslage bei den SDGs sehr unterschiedlich
                  ist, wäre eine einheitliche Blau­pause für die Vorbereitung der SDG-Reviews nicht
                  sinnvoll. Dennoch sollte DESA das Mandat bekommen, für die Reviews Good-Practice-Richtlinien
                  zu erarbeiten, die hinreichend flexibel sind und dennoch Mindeststandards vorgeben,
                  die weiterentwickelt wer­den können.
               

               Verbesserungswürdig bei der Umsetzung der Reviews sind vor allem die Außenkommunikation,
                  die Analyse und die Ergebnissicherung.
               

               Beispielsweise sollten die verantwortlichen UN-Ein­heiten, die sogenannten »custodian
                  agencies«, ihre Task Teams dazu drängen, rechtzeitig eine Roadmap für einen Vor- und
                  Nachbereitungsprozess zu ver­öffent­lichen. Die Berichte an das HLPF müssen deut­lich
                  früher vorliegen. Nur dann können auf ihrer Basis solide Analysen erstellt werden
                  und relevante nationale, regionale und internationale Akteure ihre Eingaben abstimmen
                  und planen. Zuständigkeiten sollten klar sein, ohne dass Silos entstehen oder Res­sourcen-
                  und Mandatssicherung prioritäre Bedeutung erlangen. Auch die internationalen Finanzinstitutio­nen
                  müssen sinnvoller eingebunden werden. Seit 2010 ist dies Aufgabe des erweiterten UN-Exekutiv­komitees
                  für Wirtschafts- und Sozialfragen (ECESA Plus). Dieser Mechanismus wirkt bislang jedoch
                  eher wie eine Notlösung, denn die Kooperation beschränkt sich im Wesentlichen auf
                  ein jährliches Briefing und die Koordinierung einzelner Hintergrundpapiere.
               

               Bei den Thematischen und SDG-Reviews sollten nicht nur Daten zu den vereinbarten Indikatoren
                  präsentiert werden, sondern diese auch unbedingt analysiert werden. Diese Analyse sollte auf relevante inhaltliche Verbindungen zwischen Zielen
                  (interlinkages) fokussieren. Integrierte Assessments sollten Ansatzpunkte für entsprechend
                  kohärente Maßnah­men in allen relevanten Politikbereichen identifizie­ren.74 Darauf aufbauend sollten die Mitgliedstaaten dann Handlungsempfehlungen diskutieren.
               

               Grundsätzlich müssen die Mitgliedstaaten über­legen, wie sie die Berichte zu den SDGs
                  im Rahmen des HLPF zukünftig sinnvoller verarbeiten können. Außerdem müssen sie entscheiden,
                  wie sie die SDGs für die Reviews im nächsten Vierjahreszyklus (2020–2023) bündeln
                  (clustern) und mit je einem jährlichen übergreifenden HLPF-Thema verbinden wollen.
               

            

         

      

   
      
         
            
               Freiwillige nationale Reviews: Guter Ansatz, aber nicht ausreichend

               Zum Ende des ersten Vierjahreszyklus werden voraus­sichtlich 143 Staaten beim HLPF
                  freiwillig darüber berichtet haben, wie sie die 2030-Agenda und die SDGs auf nationaler
                  Ebene umsetzen.75 Deutschland hat bereits 2016 berichtet, welche ersten Schritte und Maßnahmen die
                  Bundesregierung umgesetzt hat bzw. plant. Die Vorgaben für das Format dieser Voluntary National Reviews waren zunächst sehr vage, sowohl was die schriftlichen Berichte als auch was die mündlichen Präsentationen beim HLPF betrifft.
               

               Kurz nach dem 2016er HLPF verhandelten die Mit­gliedstaaten über eine Resolution, die die Modalitäten der VNRs präzisieren sollte.76 Während der Debatten stellten einige Mitgliedstaaten vieles wieder in Frage, was
                  mit der Resolution zum HLPF und der 2030-Agenda bereits geklärt schien. Die Schwächen
                  des aktuellen »Follow-up and Review«-Mechanismus sind mithin politischen Kompromissen
                  geschuldet. Statt auf eine effektive Überprüfung der Umsetzung und auf klare Rechenschaftspflichten
                  der Mitgliedstaaten gegenüber ihren Bürgerinnen und Bürgern (wie von den meisten NGOs
                  gefordert) zielt die Resolution auf weiche Lernprozesse: So sollen sich die Mitgliedstaaten im Rahmen der VNRs gegenseitig über Erfolge, Schwie­rigkeiten und andere gewonnene Erkenntnisse infor­mieren. Gleichzeitig sollen die
                  Erfahrungen mit dem Format der VNRs Ideen für neue und flexible Ar­range­ments für zukünftige Sitzungen generieren. Im Ein­klang damit wird der Generalsekretär
                  aufgefordert, auf der Basis von Rückmeldungen durch Mitgliedstaa­ten die freiwilligen Richtlinien für die VNRs (voluntary common reporting guidelines) zu aktualisieren. Dafür schickt
                  UNDESA nach dem HLPF Fragebögen an die VNR-Teilnehmer und bittet um Feedback zu der
                  Vor­bereitung, den Leitlinien und dem Format der Präsen­tationen. Generell bezeichnet
                  die Resolution die Leit­linien als »suggested tool«.77 Betont wird damit erneut der Charakter der Freiwilligkeit von allem, was mit den
                  VNRs zusammenhängt – ein Anliegen vor allem Russlands, Australiens, der USA und der
                  »Group of 77 and China« (G77+China).
               

               UNDESA hat mittlerweile einen recht soliden Vor­bereitungsprozess für die VNRs auf
                  die Beine gestellt. Neben den (erstmals im Januar 2018 aktualisierten) Leitlinien
                  hat UNDESA auch ein Handbuch für die Vorbereitung der VNRs publiziert.78 De facto ist der Status der von den Mitgliedstaaten bewusst als frei­willig konzipierten
                  »Guidelines« offenbar schwach. Trotz eindeutiger Hinweise behandelten beispiels­weise
                  viele Länder in ihren VNRs nur die für die SDG‑Reviews ausgewählten Ziele – das aber
                  war so nie gedacht, vielmehr sollen die Länder auf ihre eige­nen nationalen Prioritäten
                  fokussieren.
               

               Generell erfreuen sich die VNRs beim HLPF eines großen Interesses. Es gibt so viele
                  Länder, die ihre VNRs präsentieren wollen, dass das Sekretariat an seine Kapazitätsgrenzen
                  kommt. 2016 berichteten 22 Länder, 2017 waren es schon 43 und 2018 hat die ECOSOC-Präsidentin
                  nach 48 Anmeldungen die Reiß­leine gezogen. Ungeachtet eines Versuchs der Präsi­dentin,
                  die zulässige Höchstzahl für 2019 auf 42 fest­zusetzen, wollen bereits 51 Mitgliedstaaten
                  in 2019 berichten. So erfreulich diese Nachfrage ist – die Zeit, die den Vortragenden
                  zur Verfügung steht, ist dadurch äußerst begrenzt: Nur 15 Minuten bleiben jedem Land,
                  um individuell oder im Rahmen eines Panels seinen VNR zu präsentieren.
               

               Die ursprüngliche Idee war, dass der Bericht beim HLPF nur sozusagen der krönende
                  Abschluss eines vorangegangenen nationalen Umsetzungs- und Überprü­fungsprozesses ist. Gemäß der 2030-Agenda sollen die VNRs
                  die »Rechenschaftslegung gegenüber unseren Bürgern erhöhen«.79 Daher sollten Regierungen ihre Berichte oder die Entwürfe dafür unbedingt zuerst
                  auf nationaler Ebene diskutieren. Bis jetzt ist unklar, wie viele das getan haben.
                  In Entwicklungsländern könnten die UN Country Teams entsprechende Pro­zesse unterstützen.
                  Keineswegs sollten die Staaten der Versuchung erliegen, die Berichte durch (extern
                  finanzierte) Berater schreiben zu lassen. In New York sollten die Regierungsvertreter
                  dann die Chance nut­zen, Anregungen für gute Umsetzungsmaßnahmen vorzustellen bzw.
                  aufzunehmen oder Unterstützung bei Problemen anzufragen, die sie allein nicht bewäl­tigen
                  können. So griffen beispielsweise viele Länder die 2016 präsentierten Ideen auf, wie
                  neu geschaffene bzw. ausgerichtete Institutionen die nationale Um­setzung der SDGs
                  anleiten und koordinieren können. Derartige Lernprozesse befeuern eine positive wechsel­seitige Dynamik, die die VNR-Präsentationen im Sinne eines »Tugendkreises« auszeichnen
                  sollte: natio­nale Praktiken inspirieren andere Länder, internatio­nales Feedback
                  inspiriert die weitere nationale Um­setzung.
               

               Als Zwischenschritt sollen die Mitgliedstaaten sich auf ihren Regionalforen austauschen können. Aller­dings suchen die UN-Regionalkommissionen immer noch nach
                  ihrer Rolle in Bezug auf die VNRs und fül­len sie sehr unterschiedlich. Die lateinamerikanische
                  Regionalkommission sprach sich dezidiert da­gegen aus, regionale VNR-Generalproben
                  zu veranstal­ten. Die UN-Wirtschaftskommission für Europa (UNECE) richtete 2018 ein
                  anderthalbtägiges Regionalforum in Genf aus und legte den Fokus dabei auf ein »Peer
                  Learn­ing Segment«.80 Die Mitgliedstaaten waren auf­gefordert, zu den fünf Schwerpunkt-SDGs Fallstudien
                  aus ihren nationalen Kontexten vorzustellen und zu diskutieren. Um Doppelungen zu
                  vermeiden, könn­ten sich die Regionalforen zukünftig stärker auf regio­nale Spezifika bei der Umsetzung der SDGs konzen­trieren, indem sie etwa grenzüberschreitende
                  Pro­bleme (z.B. Flussmanagement) oder gemeinsame Herausforderungen (z.B. regionale Klimaveränderun­gen oder Wanderungsbewegungen) thematisieren.
               

               Abgesehen von der unzureichenden Zeit, die beim HLPF für eine angemessene Berichterstattung
                  zur Verfügung steht, mangelt es an der Qualität sowohl der schriftlichen als auch mündlichen Berichte. Eini­ge Reports arbeiten mit
                  den offiziellen SDG-Indika­toren, andere nicht. Nur die wenigsten liefern jenseits
                  einer deskriptiven Darstellung von Trends eine tiefer­gehende Analyse der Daten und
                  benennen die Ur­sachen, die hinter den (Miss-)Erfolgen stehen. Kaum ein Bericht präsentiert
                  systemische Reformen, die transformatives Potential aufweisen, oder identifiziert
                  strukturelle Hemmnisse für dieselben. Experten wei­sen gerne darauf hin, dass sich
                  die Präsentationen durch selbstkritische Reflexion auszeichnen und kein Schönheitswettbewerb
                  sein sollten. De facto fokussie­ren die meisten VNR-Präsentationen auf Entwicklungs­erfolge. Bislang sind es vor allem die am wenigsten entwickelten Länder, die ihre
                  Herausforderungen (challenges) vorstellen. Viele Präsentationen konzen­trieren sich eher auf technische Aspekte
                  und sparen politische Konfliktthemen aus. Beispielsweise spra­chen weder die Vertreter
                  der Türkei noch die Ägyp­tens oder Venezuelas während der Vorstellung ihrer VNR die
                  akuten poli­tischen Spannungen in ihren Ländern an. Drei VNRs waren hingegen stark
                  politi­siert: Armenien und Aserbaidschan bezichtigten sich während ihrer VNRs in den
                  Jahren 2017/18 (vor dem Hintergrund des Bergkarabach-Konflikts) gegen­seitig der Falschdarstellung.
                  Palästina versuchte 2018 kon­kretere Zu­sammenhänge zwischen dem Konflikt mit Israel
                  und der mangelnden Umsetzung der SDGs auf­zuzeigen, gleichwohl waren auch hier die
                  Schuld­zuweisungen einseitig.81

               Kaum ein Bericht präsentiert systemische Reformen, die transformatives Potential aufweisen.

               Die interaktive Debatte (interactive debate), die nach den Präsentationen folgt, ist von mehreren Problemen gekennzeichnet. Erstens liegen trotz einer vorgegebe­nen Frist die schriftlichen VNR-Berichte – wenn über­haupt – immer erst sehr spät vor. Das erschwert es für die anderen HLPF-Teilnehmer,
                  sich auf die inhalt­liche Diskussion vorzubereiten. Zudem stehen viele Berichte zum
                  Zeitpunkt des HLPF nur in der jeweiligen Landessprache zur Verfügung. Zweitens sind
                  die 15 Minuten Gesamtzeit, die pro VNR für die Debatte anberaumt sind, mit jeweils
                  ein- bis zweiminütigen Beiträgen, für komplexere Argumentationen zu knapp bemessen. Drittens gab es de facto bislang kaum sub­­stantielle Rückmeldungen seitens
                  der Mitgliedstaaten. Das Interesse der im Plenum sitzenden (oder auch nicht) Staatenvertreter
                  wirkte eher begrenzt. Offenbar ziehen zu viele andere parallel stattfindende Treffen,
                  darunter auch die Termine der anwesenden Minister oder Staatssekretäre, die Aufmerksamkeit
                  ab. Und so sitzen dann auf vielen Plätzen Delegationsvertreter, die kein Mandat für
                  einen inhaltlichen Beitrag haben. 2017 und 2018 gab es zu einigen VNRs gar keine Wortmeldungen
                  von Seiten der Mitgliedstaaten im Plenum. 2018 hat lediglich Norwegen zu einem Groß­teil
                  der VNRs substantielle Fragen und Kommentare eingebracht. Und nur die von Kanada und
                  Jamaica angeführte »Group of Friends of SDG Financing« bot Unterstützung an, als Länder
                  entsprechende Proble­me darlegten. Die meisten anderen Beiträge erinner­ten hingegen
                  an den Eurovision Song Contest: Nach­barstaaten verteilten Lob und stellten freundliche
                  Fragen, was inszeniert wirkte. 2018 brachten auch Geberländer und andere VNR-Länder
                  vorbereitete Statements ein. Auch diesmal überwogen allerdings Worte der Anerkennung
                  und wohlwollende Nach­fragen. Nur die nichtstaatlichen MGoS stellten un­bequeme Fragen
                  zu Menschenrechtsverletzungen oder schlechter Regierungsführung.
               

               Auch die zeitbedingt sehr knappen Antworten der berichtenden Länder sind nicht dazu
                  geeignet, das Interesse anderer Mitgliedstaaten im Sinne des be­absichtigten gegenseitigen
                  Lernens zu erhöhen. 2017 wurden vereinzelt sogar anstelle von Antworten offensichtlich
                  vorbereitete Statements verlesen – dies war 2018 glücklicherweise nicht mehr zu beobach­ten.
                  Einige Staaten ignorierten kritische Fragen von Seiten der Zivilgesellschaft. Ein
                  schlechtes Beispiel gab Indien, das bereits im Vorfeld Fragen der MGoS erst gar nicht
                  zuließ – ein klarer Verstoß gegen die Regeln des HLPF, die diesen Akteuren weitgehende
                  Partizipationsrechte einräumen. Bislang wird jeden­falls bei den HLPF-VNRs kein Rechtfertigungsnotstand
                  erzielt (wie bei den Reviews des UN-Menschen­rechts­rats) – aber das war auch weder
                  das Mandat noch ist dies zukünftig zu erwarten.
               

               Die interaktive Debatte muss besser vor- und nachbereitet werden.

               Hinsichtlich der Reformen sollte darüber nach­gedacht werden, wie die Debatte besser vorbereitet wer­den könnte. Bislang wurden nur bei den Panel-Präsen­tationen der VNRs, nicht aber bei den Einzelpräsenta­tionen Kommentatoren (lead
                  discussants) eingesetzt, die mit ihren Beiträgen solides inhaltliches Feedback lieferten.
                  Eine Möglichkeit wäre, zwei oder drei Staa­ten zu bitten, die interaktive Debatte
                  mit vorzuberei­ten, indem sie Kommentare aktiv einsammeln und verarbeiten.82 Wenn Schatten- oder Parallelberichte aus dem Bereich der Zivilgesellschaft bereits
                  vor den HLPF-VNRs vorliegen, sollten die Mitgliedstaaten sie in die Vorbereitung der
                  Diskussion mit einbeziehen. Für die Reviews des UN-Menschenrechtsrats erstellt das
                  Sekretariat je Land eine Zusammenfassung der nichtstaatlichen Eingaben (Summary of
                  Stakeholders’ Information). Im HLPF-Kontext könnte eine entspre­chende Dokumentation
                  von den Mitgliedstaaten für die Vorbereitung der interaktiven Diskussion der VNRs
                  herangezogen werden. Allerdings müsste es ein Mandat für die Erfüllung dieser Aufgabe
                  geben und im Sekretariat müssten die Kapazitäten dafür auf­gestockt werden.
               

               2018 organisierte UNDESA erstmals sogenannte »VNR labs«.83 In diesen abendlichen Side Events wur­den Querschnittsthemen und Ländererfahrungen
                  konzentriert diskutiert. Eigentlich sollten so die offiziellen VNR-Panels aussehen.
                  Grundsätzlich wäre weniger mehr: Um die Diskussion fokussierter auf Lernprozesse zu
                  lenken, sollten die Staaten aufgefor­dert werden, in ihren Präsentationen zum einen
                  er­wiesenermaßen erfolgreiche transformative Umset­zungsmaßnahmen vorzustellen, die
                  andere Staaten inspirieren könnten, und zum anderen besondere Herausforderungen an
                  den Punkten zu beleuchten, wo sie bereit sind, politisch aktiv zu werden, jedoch Partner
                  benötigen, die sie unterstützen. Im Nach­hinein könnte UNDESA dann Staaten und andere
                  Akteure gezielt zusammenführen (matching/twin­ning), deren Nachfrage und Angebote zueinander passen, beispielsweise im Hinblick
                  auf Politikideen, Technologien, Finanzierung oder Investitionen. Auch das UN-System
                  sollte die Informationen aufgreifen und seine Unterstützungsmaßnahmen entsprechend
                  anpassen.
               

               Ein derartiges Follow-up der VNRs fehlt bislang. Für einen länderübergreifenden Überblick zu den VNRs sind
                  die Syntheseberichte von UNDESA hilfreich.84 Allerdings gibt es für deren Erstellung kein explizites Mandat und keine zuverlässige
                  Finanzierung. Außer­dem kann das auf politische Neutralität verpflichtete Sekretariat
                  keine allzu kritischen Analysen publizie­ren. NGO-Bündnisse analysieren und kommentieren
                  die VNR-Berichte deutlich skeptischer.85 Auch das Sekretariat des von der Bundesregierung initiierten Netzwerks »Partners
                  for Review« wertet die VNR-Prä­sentationen aus.86 Mit derartigen Analysen steigt die Sichtbarkeit der Berichte, was dazu beitragen
                  könnte, dass diese zukünftig ernster genommen werden. Aber nur wenn es gelingt, noch systematischer und in einer politisch relevanteren Form mit den Ergebnissen der VNRs zu arbeiten, kann deren
                  Potential für die Um­setzung der 2030-Agenda und SDGs gehoben werden. Hier fehlt es
                  an Mandaten und Ressourcen, etwa für UNDESA, oder an politisch bedeutsamen Prozessen,
                  etwa in Form eines hochrangigen Panels, das die Er­geb­nisse der VNRs im Hinblick
                  auf interessante Politikideen auswertet, die beim HLPF-Gipfel in 2019 vorgestellt
                  werden könnten.
               

            

         

      

   
      
         
            
               Beteiligung nichtstaatlicher Akteure: Gemischte Bilanz

               Die 2013 beschlossene Resolution zum HLPF sieht für nichtstaatliche Akteure weitreichende
                  Beteiligungsrechte an allen offiziellen Treffen vor.87 Wie bereits bei den SDG-Verhandlungen sollen Beiträge der Zivilgesellschaft, der
                  Wirtschaft oder von Multi-Stake­holder-Partnerschaften helfen, die 2030-Agenda um­zusetzen.
               

               Die Partizipation gesellschaftlicher Gruppen am HLPF ist vor allem über die bereits
                  genannten Major Groups and other Stakeholders (MGoS) organisiert. 2017 haben die dort vertretenen gesellschaftlichen Grup­pen einen
                  komplexen Koordinationsmechanismus geschaffen, um das HLPF vorzubereiten und dabei
                  auch möglichst viele lokale Gruppen einzubeziehen.88 Der Hauptfokus dieser Arbeit liegt auf der schrift­lichen und mündlichen Kommentierung
                  sowohl der Verhandlungen zur Ministererklärung als auch der Thematischen und SDG Reviews
                  sowie der VNRs. Erstere Aufgabe muss bereits im Juni geleistet werden, vorwiegend von den in New York ansässigen NGO-Vertretern. Während die Major Groups
                  bei den VNRs noch 2016 oft lediglich Rufe nach mehr Beteiligung verlasen, lieferten
                  sie 2018 inhaltlich substantielle Beiträge. Die Beiträge während des HLPFs müssen
                  in einem aufwendigen Prozess abgestimmt werden, da je Panel nur Zeit für maximal ein
                  oder zwei Statements ist (von je ein bis zwei Minuten). Dies geht auf Kosten der Tiefe
                  und Qualität der Beiträge – Merkmale, die diese während der SDG-Verhandlungen doch
                  gerade auszeichneten. Bei den HLPF-VNRs hat sich zudem die Praxis herausgebildet,
                  dass Fragen vorher eingereicht werden sollen. Das mag sinnvoll sein, um Antworten
                  vorzubereiten, aber es sollte nicht möglich sein, dass Mitgliedstaaten Fragen von
                  vornherein zurückweisen. Bislang entscheiden die Chairs und Moderatoren der jeweiligen
                  Sitzung, wen sie aufrufen; sie sollten so gebrieft werden, dass ihnen die Beteiligungsrechte
                  der MGoS präsent sind. Mehrere Länder haben mittler­weile nichtstaatliche Vertreter
                  in ihren VNR-Delega­tionen. Mitunter sprechen diese auch wenige Minu­ten. Dänemark
                  bat 2017 im letzten Moment noch zivilgesellschaftliche Repräsentanten um einen sol­chen
                  Beitrag – inspiriert durch andere Länderpräsen­tationen.
               

               Die Relevanz der (Schatten-)Berichte und der sonstigen Kommentierung der staatlichen VNR-Berichte von Seiten zivilgesellschaftlicher
                  Akteure wurde be­reits erwähnt. Diese Materialien sollten gebündelt online zugänglich
                  sein. Zudem organisieren die MGoS in den Pausen des HLPF Begleitveranstaltungen (side
                  events), die wegen des Zeitmangels aber immer häu­figer auch parallel zu den offiziellen
                  Sitzungen statt­finden müssen. Ein Problem solcher Parallelveranstal­tungen ist, dass
                  Vertreter von (vor allem kleinen) Delegationen kaum an ihnen teilnehmen können. Das
                  Angebot an Side Events ist weit höher als das an Räumen, die die UN bereitstellen
                  kann. Die dadurch notwendige Zusammenlegung verschiedener Side Events führt dazu,
                  dass diese oft genauso überladen sind wie die offiziellen Plenarsitzungen. Daher bleibt
                  selten hinreichend Zeit für eine vertiefende Diskus­sion. Unklar ist auch, inwieweit
                  Ergebnisse, die in den Side Events gewonnen werden, in das HLPF zu­rückwirken.
               

               Das eintägige »SDG Business Forum« – eine wei­tere Parallelveranstaltung – wird gemeinsam
                  von UNDESA, dem UN Global Compact und der Interna­tionalen Handelskammer organisiert.
                  Hier stellen Unternehmen und andere Wirtschaftsakteure seit 2016 ihre Umsetzungsaktivitäten vor. Die auf der Website des HLPF gewählte Formulierung
                  »showcase review of business engagement« verdeutlicht die Natur der Veranstaltung.89 Viele NGOs kritisieren diesen Event in Anspielung auf die blaue Farbe der UN-Flagge
                  als »bluewashing«. Seit 2016 steht während des HLPF zudem die eintägige Partnership Exchange auf dem Programm. Aber auch in diesem Rahmen findet kein sehr rigoroser Review der
                  UN-Partnerschaften mit der Wirtschaft statt. Das UN-System ist noch auf der Suche
                  nach effektiveren Wegen, Multi-Stakeholder-Partnerschaften für die SDGs zu realisieren,
                  und da­bei gleichzeitig seine Reputation zu schützen.90

               Zeit und Raum für Interventionen nichtstaatlicher Akteure in den offiziellen Sitzungen
                  sind also extrem beschränkt. Seit 2017 benötigen nichtstaatliche Be­obachter des HLPF
                  neben dem »UN Grounds Pass«, der ohnehin schwierig zu erhalten ist, sogar einen zwei­ten
                  Pass (secondary pass), um überhaupt Zugang zu den Konferenzräumen im UN-Gebäude zu
                  bekom­men. Für die mehr als 2000 registrierten nichtstaat­lichen Teilnehmer stehen
                  nur 30–70 Plätze auf den Galerien der Verhandlungsräume bereit. Vor allem auf nationaler
                  Ebene beklagen viele NGOs »Shrinking Spaces« für gesellschaftliche Akteure, und meinen
                  nicht nur die politische, sondern auch die finanzielle Dimension.91 Entsprechend weitreichende Forderun­gen formulieren die MGoS für ihre zukünftige
                  Betei­ligung am HLPF.92 Überraschend ist, dass nun aus­gerechnet das NGO-Komitee des ECOSOC, das in den Vorjahren
                  sehr restriktiv agierte, diskutieren soll, wie die gesellschaftliche Partizipation
                  verbessert werden könnte.93

            

         

      

   
      
         
            
               Der Global Sustainable Development Report als Science-Policy-Interface

               Um beim HLPF den Austausch von Wissenschaft und Politik zu stärken, schlugen die UN-Mitgliedstaaten
                  bereits 2012 in Rio vor, regelmäßig einen Weltbericht über nachhaltige Entwicklung (GSDR) vorzulegen. In den Jahren 2014 bis 2016 koordinierte UNDESA drei Pilot­ausgaben
                  – bis sich die Mitgliedstaaten im Juli 2016 auf ein Mandat einigten, dem zufolge zukünftig
                  alle vier Jahre ein GSDR erscheinen soll.94 Im Dezember 2016 benannte der Generalsekretär ein 15-köpfiges Team unabhängiger internationaler
                  Wissenschaftler (Independent Group of Scientists, IGS), das aktuell die 2019er Edition
                  des GSDR erarbeitet. Auftrag der IGS ist es, existierende Analysen auszuwerten (assessment
                  of assessments) und den Status der globalen nachhal­tigen Entwicklung aus wissenschaftlicher
                  Perspektive zu bewerten, Orientierung zu geben und Politik­optionen zu untersuchen.
                  Dabei soll das Team den gesamten Vierjahreszyklus in den Blick nehmen und darüber
                  hinaus auch neu auftretende und bislang vernachlässigte Probleme behandeln. Zudem
                  sind IGS-Mitglieder eingeladen, auch beim HLPF zu spre­chen.
               

               Ein UN Task Team unterstützt die Wissenschaftlergruppe.95 Die Bundesregierung bat zudem das Deut­sche Institut für Entwicklungspolitik und das Umwelt­bundesamt um Zuarbeit. Dennoch ist die IGS im Ver­gleich zu anderen Panels, wie etwa
                  dem Weltklimarat (Intergovernmental Panel on Climate Change, IPCC), sehr mager ausgestattet,
                  was sich limitierend auf ihre Arbeit auswirkt. Wie das IPCC soll die IGS keine neue
                  Forschung betreiben, sondern existierende Forschungs­ergebnisse zusammenfassen. Allerdings sind die Arbeitsabläufe innerhalb des IPCC
                  viel differenzierter, mit hochspezialisierten Arbeitsgruppen und mehr­stufigen Begutachtungs-
                  und Abstimmungsprozessen, vielen Plenarsitzungen und Sachstandsberichten. Am Ende
                  steht eine Zusammenfassung für politische Ent­scheidungsträger. Diese wird Satz für
                  Satz in tage­langen Sitzungen ausgehandelt und im Konsens be­schlossen, wobei die
                  wissenschaftlichen Haupt­autoren des Berichts das letzte Wort haben sollen.96 Die drei wissenschaftlichen Grundlagenberichte des IPCC, die zusammen mehrere Tausend
                  Seiten umfas­sen, sind davon nicht betroffen. An ihnen arbeiten weltweit mehr als
                  800 Wissenschaftler mit.
               

               Notgedrungen wählte die IGS für den GSDR 2019 eine andere Arbeitsweise: Sie veröffentlichte
                  2017 einen offenen »Call for Inputs«, der sich weltweit so­wohl an die Wissenschaft als auch an andere Wissens­träger wendete.97 Der Call identifizierte vier Bereiche, zu denen Eingaben erbeten wurden: (1) Wechsel­wirkungen zwischen den SDGs und ihren Unter­zielen, (2) Pfade zur Transformation, (3) vernachläs­sigte und neue Themen jenseits der SDGs
                  sowie (4) die Rolle der Wissenschaft. Es wird sich zeigen, ob es der IGS ge­lingt,
                  die Wissenschaft zu mobilisieren – viele Anrei­ze dafür kann sie nicht bieten. Zudem
                  müssten Kapa­zitäten in Entwicklungsländern gestärkt werden, da meist nur ein minimaler
                  Anteil an wissenschaft­lichen Studien aus diesen Ländern stammt. Dies könn­te über
                  nationale Wissenschaftsplattformen geschehen.
               

               Auch wenn es kein einheitliches Rezept für Science-Policy-Prozesse gibt, sind einige
                  Erfolgsfaktoren unabdingbar.
               

               Es ist schwer vorherzusagen, welche Erwartungen der für 2019 geplante GSDR erfüllen kann. Die wissen­schaftliche Debatte um derartige Science-Policy Interfaces zeigt, dass es zwar kein einheitliches Erfolgsrezept für diese Dialogprozesse gibt,
                  aber dennoch einige Fakto­ren für deren Gelingen wichtig sind.98 Eine adäquate Ausstattung gehört dazu, das heißt unter anderem ein Sekretariat samt
                  Budget, ebenso eine angemessene Kommunikation von Ergebnissen und handlungsrelevanten
                  Empfehlungen. Studien raten zu Ansätzen, die auf einen gegenseitigen Austausch und
                  ein gemeinsames Lernen hinauslaufen.99 Teils schlagen sie sogar vor, neben der reinen Fachexpertise eine zweite Expertise
                  einzubeziehen, um die wissenschaft­lichen Erkenntnisse nachvollziehbar zu entscheidungs-
                  und handlungsbezogenen Empfehlungen für die Politik aufzubereiten.100 Andere Beiträge betonen vielmehr die Relevanz der – oft mangelnden – Be­reitschaft
                  auf Seiten der Politik zur Rezeption von Forschungserträgen (research uptake), insbesondere
                  wenn diese einen tiefgreifenden politischen Kurswechsel angezeigt erscheinen lassen.
                  Auch auf der Empfängerseite müssten daher Verständnis, Anreize und Kapazitäten gestärkt
                  werden.101

               Das Abschlussdokument des ersten Multi-Akteur-Forums für Wissenschaft, Technologie
                  und Innova­tion enthält die Feststellung, dass es die 2030-Agenda besonders schwer
                  habe, da sie aufgrund ihres Trans­formationsanspruchs disruptiver Natur sei und einen
                  radikalen Wandel verlange.102 Gleichzeitig setzt dieses UN-Dokument wie viele andere auf evidenzbasierte Politik und auf Politikkohärenz.
                  Diese beiden Fakto­ren seien angesichts des integrierten Ansatzes der 2030-Agenda
                  (mit Blick auf Wechselwirkungen und die vielen Zielkonflikte, aber auch Synergien)
                  von hoher Bedeutung. Es ist jedoch eine – leider oft ver­tretene – Fehleinschätzung
                  vieler sachorientierter Wissenschaftler anzunehmen, beides sei quasi auto­matisch
                  ein Ziel von Politik. Integrierte Assessments würden aus dem politischen Raum daher
                  entspre­chend nachgefragt und seien mithin effektive Instru­mente der Politikberatung.
                  Eine solche Auffassung unterschätzt die politics-Dimension von Politik, also Faktoren wie bürokratische Routinen und Domäne- und Ressortinteressen,
                  die sich zum Beispiel in Kämpfen (turf battles) um Mandate und Budgets ausdrücken,
                  oder auch Erwägungen hinsichtlich eigener Karrierepfade. Insbesondere Vertreterinnen
                  und Vertreter der »Science and Technology Studies« betonen diese Erkenntnisse zu den
                  problematischen Folgen einer solchen »politics of science«.103 Andere konstatieren, dass »Talk, Decision, and Action« oft auseinanderfallen,104 insbesondere wenn sich Politik mit konfligierenden Anforderungen konfrontiert sehe.
                  Politisches Handeln sei dann oft geprägt von unklaren Präferenzen und gemischten Motiven,
                  was rein-rationale Entscheidungen eher unwahrscheinlich mache.105 Wissenschaftliche Beratung habe nur Er­folg, wenn Offenheit für Politikalternativen
                  vorhanden sei. Sinnstiftende Narrative könnten dabei hel­fen,106 breite Konsense über Wissensbestände eben­so,107 wobei die übereinstimmende Wahrneh­mung der Probleme über die rein wissenschaftliche
                  Gemein­schaft hinausreichen sollte.108 Umstritten ist, ob es Aufgabe der Wissenschaft selbst sein soll, diesen Kon­sens
                  herzustellen, oder nicht: Während die einen für eine unabhängige und autonome Wissenschaft
                  ein­treten,109 glauben andere, so etwa die Vertreter des internationalen Forschungsprogramms für
                  globale Nachhaltigkeit »Future Earth«, dass eine »transdiszi­plinäre«,110 die politische und gesellschaftliche Sphäre einbeziehende Ko-Produktion von Wissen
                  das bessere Vorgehen sei.111 Der Präsident der Deutschen For­schungsgemeinschaft warnte hingegen vor einer Szientokratie
                  und Tyrannei der Experten, die die demokratischen Prinzipien von offenen Gesellschaf­ten
                  unterlaufe, sowie vor dem Verlust von Offenheit und Pluralismus in der Wissenschaft.112

               Einig sind sich die Experten darüber, dass eine hohe Glaubwürdigkeit und die Transparenz
                  von Arbeits- und Vermittlungsprozessen wichtig sind für einen erfolgreichen Wissenstransfer,
                  wobei die Wis­senschaft auch Unsicherheiten (uncertainties) nicht verschweigen dürfe.113 Vom GSDR-Prozess dringt bis­lang kaum etwas nach draußen. Schon jetzt ist aber klar,
                  dass der IGS für die oben genannten ausgefeilten Prozesse die Ressourcen fehlen.
               

            

         

      

   
      
         
            
               Die Ministererklärung – ohne Ergebnisse des HLPF

               Am Ende des jährlich im Juli tagenden HLPF unter der Schirmherrschaft des ECOSOC verabschieden
                  die Staatenvertreter eine Ministererklärung, zunächst per Akklamation am Ende des HLPF (2018 erstmals nach Abstimmung), am Folgetag
                  dann nochmals formell als Teil des Reports der ECOSOC-Präsidentin an das Hochrangige
                  Segment des ECOSOC.
               

               Ein Problem ist, dass die Ministerial Declaration bereits vor dem HLPF zwischenstaatlich verhandelt wird (meist im Juni). Sie kann daher gar keine
                  Er­gebnisse des HLPF darstellen und greift auch kaum Analysen der thematischen Reviews
                  und der natio­nalen oder regionalen Lernprozesse auf. Sie bietet mithin nicht jene
                  politische Orientierung für die weitere Umsetzung, die qua Mandat vom HLPF er­wartet
                  wird (political leadership and guidance).
               

               Zudem wird die Ministererklärung auf zwischenstaatlicher Ebene erarbeitet. Lediglich
                  wenn die bei­den Fazilitatoren (zwei UN-Botschafter, die auf Einladung des Präsidenten
                  der Generalversammlung die Verhandlungen organisieren) dies unterstützen und kein
                  Mitgliedstaat Einspruch erhebt, können nichtstaatliche Akteure beteiligt werden. Dann
                  be­schränkt sich deren Mitwirkung de facto auf wenige New Yorker NGO-Vertreter.
               

               Grund für die enttäuschende Qualität des Ergebnis­dokuments ist jedoch nicht nur das
                  unglückliche Timing der Verfertigung des Textes, sondern auch die politisch schwierige
                  Lage. Die im New Yorker UN-Hauptquartier verhandelte Ministererklärung spiegelt die
                  dortigen Konfliktlinien wider. So ist es zurzeit kaum möglich, über die vereinbarten
                  Inhalte der 2030-Agenda hinauszugehen – vielmehr ist es bereits ein Kampf, an diesen
                  weiterhin festzuhalten. Dies gilt regelmäßig für die Abschnitte, wo von den Mitteln
                  für die Umsetzung die Rede ist (hier leben die Debatten zwischen Nord und Süd wieder
                  auf). Wei­tere strittige Themen, die den Konsens in den letzten Jahren behinderten,
                  sind Frauenrechte, sexuelle und reproduktive Gesundheit und Rechte und in jüngster
                  Zeit auch das multilaterale Handels- und Klimaregime. Auch der Streit um die Formulierungen zum Selbst­bestimmungsrecht der Menschen in
                  besetzten Gebie­ten (vor allem in den palästinensischen Gebieten) belastete bisher
                  jedes Jahr das Schlussplenum des HLPF. 2018 verlangten die USA eine namentliche Ab­stimmung
                  über das Gesamtdokument – was dazu führte, dass die Ministererklärung erstmals nicht
                  im Konsens verabschiedet wurde, da die USA und Israel dagegen stimmten. In ihrer Begründung
                  kritisierte die amerikanische Vertreterin die ihrer Ansicht nach un­angebrachte Politi­sierung
                  der Agenda und stellte die rhetorische Frage in den Raum, ob die für die Ver­handlungen
                  der Ministererklärung aufgebrachten Mittel nicht besser für die nationale Umsetzung
                  der SDGs eingesetzt werden sollten.114

               Der Mehrwert der Ministererklärung ist derzeit begrenzt.

               Insgesamt ist der Mehrwert der Ministererklärung derzeit begrenzt, da sie lediglich eine Bestandsaufnah­me der offensichtlichsten Trends und Herausforderungen und eine Auflistung sehr allgemeiner
                  Ver­pflich­tungen enthält und dabei wegen der aktuell unüberbrückbaren Kon­flikte
                  im besten Fall Konsens­formu­lie­rungen aus älteren Dokumenten wiederholt werden.
                  Das nach dem HLPF erstellte Summary der ECOSOC-Präsidentin greift hingegen die Ergebnisse des Forums auf und dokumentiert
                  auch die Empfehlungen, die sich aus den Sitzungen ableiten lassen. Allerdings gibt
                  es für dieses Papier nur ein schwaches Mandat, es hat kaum offizielle politische Bedeutung.115 Selbst die Ministererklärung hat keine direkte oder bindende Wirkung: Da das HLPF
                  keine eigenen Entscheidungs­befugnisse hat, geht die Erklärung über den ECOSOC an
                  die Generalversammlung.
               

               Pragmatiker weisen dar­auf hin, dass es dennoch wichtig sei, an der Abfas­sung einer
                  Ministererklärung festzuhalten, damit hochrangige Politiker nach New York kommen.
                  Aller­dings sollten diese dann auch zukunftsweisende, politikrelevante Empfehlungen
                  liefern können. Bislang wird ihnen nach wenigen Minuten in der generellen Debatte
                  das Mikrofon abgedreht, und ihre Beiträge beeinflussen nicht mehr das Abschlussdokument.
                  Beides dürfte nicht dazu beitragen, ihr politisches Interesse am HLPF zu er­höhen.
                  Es wird sich zeigen, wie sich dies bei der »Politischen Erklärung« verhält, die die
                  Staats- und Regierungschefs im September 2019 beim HLPF unter der Schirmherrschaft
                  der Generalversammlung ver­abschieden sollen. Für das im Juli 2019 stattfindende achttägige
                  HLPF soll übrigens keine Ministererklärung verhandelt werden, so dass bislang völlig
                  offen ist, wie die Ergebnisse dieses Treffens dokumentiert wer­den sollen.
               

               Letztlich schlägt sich hier erneut der Grundkonflikt über die Bedeutung des HLPF nieder, der bereits 2012/ 2013 die Verhandlungen über
                  dessen Mandat belastet hat: Soll das HLPF lediglich eine »Plattform« für einen unverbindlichen
                  zwischenstaatlichen Aus­tausch sein, an dessen Ende ein ausgehandeltes Dokument im
                  Konsens verabschiedet wird (u.a. Position Russlands), oder soll es ein hochrangiges Forum mit universeller Mitgliedschaft
                  sein, das relevante politische Rich­tungs­entscheidungen trifft?
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               Grundsätzliche Empfehlungen zum HLPF‑Review 2019/20

               Das HLPF wurde 2013 eingerichtet, also zwei Jahre vor der Verabschiedung der 2030-Agenda.
                  Daher können die Arbeitsmethoden und Praktiken, mit denen das Forum operiert, dem
                  Ambitionsniveau der 2030-Agenda gar nicht entsprechen. Bereits 2016 hatten die UN-Mitgliedstaaten
                  entschieden, sowohl das Format als auch andere organisatorische Aspekte (format and
                  organizational aspects) des HLPF zu über­prüfen, und zwar während der 74. Generalversamm­lung,
                  um aufbauend auf den gewonnenen Erkennt­nissen aus dem ersten Vierjahreszyklus Änderungen
                  vornehmen zu können.116 Grundsätzlich müssen die Mitgliedstaaten entscheiden, ob sie das aktuell über­frachtete
                  HLPF (beispielsweise mit mehr Sitzungs­tagen) ausbauen oder aber dessen inhaltliches Mandat verschlanken wollen. Leider tendieren die Mitglied­staaten dazu, immer mehr mit (noch) weniger
                  Res­sour­cen zu wollen. Das aber stellt letztlich nieman­den zufrieden. Politische
                  Bedeutung kann das HLPF nur erlangen, wenn es mandatiert wird, relevante Richtungsentscheidungen zu treffen. Nur dann werden hochrangige Politiker Interesse an einer Teilnahme entwickeln.
                  Um etwa im September 2019 Staats- und Regierungschefs dafür zu motivieren, muss nicht
                  zuletzt auch das Format des zweitägigen HLPF im Rahmen der Generalversammlung überdacht
                  werden. So wäre es wichtig, das Ergebnisdokument – die mandatierte »Politische Erklärung«
                  – so zu erarbeiten, dass damit wirksame politische Impulse für die weitere Umsetzung
                  der 2030-Agenda gesetzt werden.
               

               Zu wichtigen Bausteinen des HLPF – den Thematischen und SDG-Reviews, den VNRs und
                  der Beteiligung gesellschaftlicher Akteure und der Wissenschaft – wurden bereits konkrete
                  Reformideen vorgestellt. Von Anfang an war es Konsens, dass das HLPF nicht die vorhandenen
                  multilateralen Prozesse zu den Themen einzelner SDGs doppeln soll. Stattdessen soll
                  das Forum auf diesen Prozessen im Sinne einer analy­tischen Zusammenschau aufbauen
                  und dabei die Prin­zipien der 2030-Agenda (Transformation, Inte­gra­tion, Inklusivität)
                  in den Vordergrund stellen. Damit dies gelingen kann, müssen jedoch bereits im Vorfeld des HLPF die Daten, Trends und Politiken aus den relevanten sektoralen Prozessen
                  ausgewertet und analysiert werden. Dies würde zumindest die Grund­lage dafür schaffen
                  (wenn auch nicht die Garantie bieten), dass hochrangige Vertreter der Mitgliedstaa­ten
                  beim HLPF entsprechende politische Handlungsempfehlungen diskutieren und im besten
                  Fall auch deren Umsetzung mandatieren.
               

               »Reports« allein sind noch keine »Reviews« – dazu bedarf es eines Auswertungs- und
                  Analyseschritts.
               

               In der empirischen Bestandsaufnahme der aktuel­len Arbeitsmethoden und Praktiken des
                  HLPF wurde deutlich, dass es just an diesen Vor- und Nachbereitungs­prozessen mangelt. Für das HLPF relevante Berichte müssen deutlich früher im Jahr vorliegen,
                  damit sie von den Verhandlern noch vor dem Abstimmungsprozess zur HLPF-Ministererklärung
                  bearbeitet wer­den können. Da ist es hilfreich, dass die jüngste Reso­lution zum ECOSOC-Review
                  das UN-Sekretariat auf­fordert, den ECOSOC-Kalender samt den damit ver­bun­denen Berichtspflichten
                  zu überprüfen.117

               Auch die Kapazitäten von UNDESA müssen aus­gebaut werden, unter anderem auch, damit
                  eingehen­de Berichte stär­ker analysiert und synthetisiert und diese Ergebnisse dann
                  auch besser kommuniziert wer­den können. Insbesondere bei der Vorbereitung der Thematischen
                  und SDG-Reviews sollte an die inten­sive Zusammenarbeit des UN-Systems während der
                  Post-2015-Verhandlungen angeknüpft werden. Glei­ches gilt für die Konsultationen mit
                  nichtstaatlichen Akteuren. Die Planung der Vorbereitungsprozesse und deren Ergebnisse
                  sollten frühzeitiger und trans­parenter nach außen kommuniziert werden. Die nationalen
                  Teams, die das HLPF vorbereiten, sollten verstärkt werden. Sie sollten auch in die
                  Erarbeitung der Ministererklärung einbezogen werden. Es ist nicht hilfreich, wenn
                  nur die New Yorker UN-Vertretungen verhandeln, da dann die üblichen Konflikte dominie­ren.
               

               Die Programmplanung des HLPF könnte durch ein »Advisory Programme Committee« unterstützt
                  wer­den, das beispielsweise rechtzeitig passende Panelis­ten sucht und verpflichtet.
                  Schließlich sollten die Moderatoren der HLPF-Panels darauf drängen, dass die geladenen
                  Panelisten alle relevanten Berichte an das HLPF auch zur Kenntnis nehmen und darauf
                  auf­bauende politikrelevante Empfehlungen formulieren (statt nur ihre eigenen Themen
                  und Interessen zu vertreten). Maßstab für die Empfehlungen sollten die übergreifenden
                  Prinzipien der 2030-Agenda sein.
               

               Darüber hinaus könnten die Mitgliedstaaten be­schließen, Ende Mai ein einwöchiges
                  Vorbereitungs­treffen abzuhalten.118 Rechtzeitig vor diesem Termin müssten dann der SDG-Bericht des Generalsekretärs,
                  die Berichte aus dem UN-System, die Syntheseberichte für die SDG-Reviews und zumindest
                  die »main mes­sages« der freiwilligen nationalen Umsetzungsberich­te vorliegen. Ein
                  solches HLPF Spring Meeting könnte dann vor allem die Thematischen und SDG-Reviews durchführen. Deren Ergebnisse
                  könnten so in die im Juni stattfindenden Verhandlungen über die Minis­tererklärung
                  einfließen, die dann substantiellere Empfeh­lungen enthalten könnte und sollte. Im
                  Juli sollten diese Empfehlungen zur weiteren Umsetzung der 2030-Agenda dann auf Ministerebene
                  während des dreitägigen hochrangigen Segments des HLPF dis­kutiert werden. Um dafür
                  mehr Zeit zu gewinnen, könnten die VNRs, die nicht auf Ministerebene prä­sentiert
                  werden, in den ersten HLPF-Tagen abgehalten werden (statt im dreitägigen High-Level
                  Segment).
               

               Unterm Strich sollten die Mitgliedstaaten dem UN‑System das Mandat erteilen, die Prozesse,
                  die das HLPF vorbereiten, frühzeitiger und transparenter an­zugehen, und deren Ergebnisse integrierter und analy­tischer aufzubereiten. Wenn sich die Mitgliedstaaten nicht dazu durchringen können, das Sekretariat
                  und die Tagesordnung des ECOSOC dadurch zu entlasten, dass historisch überholte Mandate
                  aufgegeben wer­den, dann müssen sie dafür neue, zusätzliche Res­sour­cen bereitstellen.
                  Schließlich sollte auch nach­vollziehbar sein, wie in der Folge die Ergebnisse des
                  HLPF umgesetzt werden.
               

            

         

      

   
      
         
            
               Politischen Reformwillen stärken

               Das vorhandene politische Momentum für eine ambi­tionierte Reform des HLPF sollte
                  genutzt und ver­stärkt werden. António Guterres hatte sein Reformprogramm bereits
                  im Rahmen seiner Bewerbung um das Amt des UN-Generalsekretärs der Generalversamm­lung vor­gestellt. Er wirbt unter anderem für ein neues Manage­ment-Paradigma: Verantwortung
                  soll dezentralisiert, Überlappungen sollen reduziert und Prozesse effizienter gestaltet
                  werden.119 Im Zuge der Konkretisierung dieser Pläne werden nun zwar auch Interessenkonflikte
                  sichtbar; die Legitimität, die vor allem die Verwaltungsreformen genießen, ist aber
                  weiterhin hoch.120 Es wäre daher klug zu überlegen, wie man die Reformen des HLPF passgenau zu diesen UN-Prozessen gestalten könnte.
               

               Mit Blick auf das HLPF ist insbesondere der ECOSOC Review von Bedeutung. Bereits 2013 beschloss die Generalversammlung Reformen der Arbeitsweise
                  des Wirtschafts- und Sozialrats.121 Seither läuft der Zyklus der ECOSOC-Treffen von Juli bis Juli. Seit 2016 sind die
                  Jahresthemen von ECOSOC und HLPF mit Bezug auf die 2030-Agenda aufeinander abgestimmt.
                  Seit 2017 schließt der letzte Tag des »Hochrangigen Seg­ments« des ECOSOC direkt an
                  das HLPF an und wurde 2018 erstmals genutzt, um Trends und Szenarien zu diskutieren.
                  Im Juli 2018 verabschiedete die UN-Gene­ralversammlung eine Resolution zu weiteren
                  Refor­men.122 So soll das eintägige »Integration Seg­ment« des ECOSOC direkt vor dem HLPF abgehalten
                  werden, um die Eingaben von Mitgliedstaaten, aus dem UN-System und von anderen relevanten
                  Stake­holdern zu verarbeiten, auf dieser Basis Empfehlungen zu ent­wickeln und an das direkt anschließende HLPF weiter­zuleiten. Wie das im Rahmen eines einzigen Tages gelingen soll, ist unklar. Das Verfahren
                  soll jedoch 2019 ausprobiert werden und dann während der 74. Sitzung der Generalversammlung
                  zusammen mit dem Format des HLPF überprüft werden.
               

               Die 2016 von den Mitgliedstaaten geforderte und im Frühjahr 2018 umgesetzte Reform
                  von UNDESA brachte ebenfalls Neuerungen für das HLPF mit sich.123 Die Sekretariatsfunktionen für das HLPF teilen sich nun das neu-benannte »Office
                  of Intergovern­mental Support and Coordination for Sustainable Development« (ehemals
                  ECOSOC Support Office) und die ebenfalls umbenannte »Division for Sustainable Development
                  Goals« (DSDG, ehemals DSD). Ersteres konzentriert sich auf die zwischenstaatlichen
                  Pro­zesse, inklusive des HLPF, während die DSDG die inhaltliche Vorbereitung der thematischen
                  Panels übernimmt und auch für den GSDR und für Partner­schaften zuständig ist. Diese
                  Reform hilft hoffentlich, die Rivalität zwischen den beiden Einheiten zu über­winden,
                  die in der Vergangenheit die Zuarbeit zum HLPF belastet hatte.
               

               Im Kontext der Debatte über die Neubelebung der Tätigkeit der Generalversammlung (Revitalizing the Gen­eral Assembly) wird unter anderem diskutiert, wie die Agenden
                  der Generalversammlung, des ECOSOC und des HLPF besser miteinander abgestimmt und
                  mit der 2030-Agenda verknüpft werden können.124 Dabei sollen auch unnötige Doppelungen beseitigt werden. Generell wird in der Stärkung
                  der Generalversamm­lung ein geeignetes Mittel gesehen, um gegebenenfalls dort über
                  Mehrheiten die interessengeleiteten Blockaden im Sicherheitsrat oder ECOSOC überwinden
                  zu können.125

               Die Vorbereitungen für den HLPF-Gipfel im September 2019, der nur alle vier Jahre
                  vorgesehen ist, müssen unbedingt vorangetrieben werden.
               

               Ein Test dafür könnte das zwei­tägige HLPF sein, das am 24./25. September 2019 auf
                  der Ebene der Staats- und Regierungschefs unter der Schirmherrschaft der Generalversammlung
                  stattfinden wird. Um bei dieser Gelegenheit ein substantiel­les Ergebnis jenseits
                  eines Minimalkonsenses zu er­reichen, müssen die Vorbereitungen für diesen HLPF-Gipfel,
                  der nur alle vier Jahre vorgesehen ist, un­bedingt vorangetrieben werden. In der dort
                  zu ver­han­delnden Politischen Erklärung sollten die Mit­gliedstaaten auch einen deutlichen
                  Impuls für die Reformen des HLPF geben.
               

               Die bereits beschlossene und jetzt umzusetzende Reform des UN-Entwicklungssystems (UNDS) soll dazu bei­tragen, die SDGs effektiver umzusetzen.126 2017 hatte der Generalsekretär zwei Berichte mit Reformvorschlä­gen veröffentlicht.127 Ende Mai 2018 einigten sich die Mitgliedstaaten schließlich auf eine Resolution,
                  die die von Guterres vorgeschlagenen Reformen generell unterstützt, wenn auch mit
                  Abstrichen, Vorbehalten und Auflagen.128 Die Reformen zielen vor allem auf effizientere UN-Strukturen und Prozesse auf natio­naler
                  und regionaler Ebene. Konkret sollen etwa die UN Resident Coordinators und UN Country
                  Teams gestärkt und deren Finanzierung stabilisiert werden. Expertinnen und Experten
                  halten die Beschlüsse je­doch zu Recht für unzureichend – viele offene Fra­gen müssen
                  im Zuge der Umsetzung noch geklärt werden.129 Dazu gehört auch eine bessere Abstimmung zwischen UNDS und HLPF.
               

               Im Kontext der Debatte über Sustaining Peace130 dis­kutieren Fachleute und Mitgliedstaaten schon länger über die Zusammenhänge zwischen
                  Frieden und Ent­wicklung, zunächst unter dem Schlagwort »Mensch­liche Sicherheit«,
                  nun unter der Formel »Develop­ment-Humanitarian-Peacebuilding-Nexus«. Neben der Reform
                  der Friedens- und Sicherheitsarchitektur soll nach dem Willen des UN-Generalsekretärs
                  die institu­tionelle Verantwortung für Konfliktprävention auf das gesamte UN-System ausgeweitet werden. Prioritär sol­len auch hier vor allem Kapazitäten auf
                  der Länderebene ausgeweitet werden. Russland hat in der Ver­gangenheit die politische
                  Befassung des HLPF mit Sicherheitsfragen als unzulässig kritisiert, zuständig sei
                  der Sicherheitsrat. Darüber hinaus lehnt Russland auch jegliche Einmischung in innere
                  Angelegen­heiten unter dem Banner der Prävention ab, ebenso eine entsprechende Ausweitung
                  der Kompetenzen des UN‑Sekretariats. Diese Konflikte werden im Kontext der 2019 anstehenden
                  Beschäftigung mit SDG 16 (Frie­den, Gerechtigkeit und starke Institutionen) wieder
                  aufbrechen.
               

               Insgesamt wird von dem Ausgang dieser Reformdebatten mit abhängen, wie ambitioniert
                  der für 2019/20 geplante HLPF-Review ausfallen kann. Status-quo-Interessen und mögliche
                  Blockaden sollten analy­siert und einkalkuliert werden. So werden vor allem die Vorbehalte
                  Russlands und auch der politische Konflikt zwischen den USA und der Verhandlungsgruppe
                  der G77+China (im Jahr 2019 zudem unter dem Vorsitz von Palästina) die Reformbemühungen belasten,
                  desgleichen die zu erwartenden mangeln­den Fortschritte bei den Finanzierungsfragen.
                  In vie­len Ländern fanden außerdem nach 2015 Wahlen statt und nicht alle neuen Regierungen
                  mögen die Unterstützung der Vorgängerregierung für die 2030-Agenda teilen.
               

               Gleichzeitig erzeugen die angesprochenen UN-Reformprozesse ein Momentum, das interessierte
                  Mitgliedstaaten dazu nutzen sollten, um auch den HLPF-Review engagiert anzugehen.
                  Die Erfahrungen aus den Beratungen zur 2030-Agenda zeigen, wie wichtig leadership und ownership für Verhandlungs­erfolge sind. Die Bundesregierung hat im Februar 2018 im Koalitionsvertrag
                  gleich an zwei Stellen formuliert, »die Umsetzung der Agenda 2030 und die Förderung
                  der nachhaltigen Entwicklung« sei »Maß­stab des Regierungshandelns«.131 Man werde sich für eine Stärkung der Vereinten Nationen einsetzen und wolle auch
                  die Mittel aufstocken und strategischer ausrichten. Ganz in diesem Sinne könnte die
                  Bundes­regierung die 2015 zusammen mit Schweden initiier­te »High-Level Group in Support of Implementation of the 2030 Agenda« revitalisieren, nun am besten gemeinsam mit weiteren Staats- und Regierungschefs.
                     An einem solchen Schritt interessiert sein könnten in Europa die »Nordics« (vor allem
                     Dänemark, Finnland, Schweden, Norwegen), Frankreich (VNR-Präsentation und G7-Vorsitz
                     2019), die Niederlande, Belgien und die Schweiz. Internationale Partner könn­ten Kolumbien (als Initiator der SDGs), Ecuador (Präsidentschaft der 73. Generalversammlung),
                     Südkorea (Co-Chair »Friends of Governance for Sustainable Development«), St. Vincent und die Grenadinen (ECOSOC-Präsident­schaft) und weitere kleine Insel­entwicklungsländer
                     (SIDS) sein.

               Eine solche Gruppe oder auch eine Group of Friends in New York könnte sich unter anderem dafür einsetzen, dass die Generalversammlung
                  den General­sekre­­tär auffordert, spätestens Anfang 2020 einen Bericht vorzulegen,
                  der die Erfahrungen mit dem HLPF aus dem ersten Vierjahreszyklus auswertet (siehe Grafik 2).132 Um politische Aufmerksamkeit zu gene­rieren und den Report inhaltlich vorzubereiten,
                  könnte die Gruppe Mittel bereitstellen, mit deren Hilfe der Generalsekretär zu Anfang
                  2019 ein kleines Expertenpanel berufen könnte. Dessen Aufgabe wäre es, zunächst breit
                  unter Mitgliedstaaten und Stake­holdern zu konsultieren und dann im Herbst 2019 Ergebnisse
                  und Reformoptionen zu präsentieren. Ein erster Zwischenbericht des Panels könnte eine
                  Infor­mationsgrundlage sein für die Verhandlungen zur Politischen Erklärung für den
                  2019er HLPF-Gipfel der Staats- und Regierungschefs. Im Frühjahr 2020 könn­ten die
                  zwischenstaatlichen Verhandlungen zum HLPF-Review beginnen, spätestens zum 75. Grün­dungstag
                  der UN könnten die vereinbarten Reformen verabschiedet werden.
               

               
                  Grafik 2

                   Auf dem Weg zum HLPF-Review: Vorschlag für einen Vorbereitungsprozess
[image: ]

               

               Die Bundesregierung sollte sich proaktiv dafür ein­setzen, das HLPF zu einer leistungsfähigen
                  Schlüssel­institution innerhalb des UN-Systems auszubauen. Sie könnte so deutlich
                  machen, dass sie weiterhin den effektiven Multilateralismus und die nachhaltige Ent­wicklung
                  als Leitprinzipien deutscher Außen­politik hochhält.
               

               

            

         

      

   
      
         
            
               Abkürzungen

               CEB Chief Executives Board (UN)

               DSD Division on Sustainable Development

               DSDG Division for Sustainable Development Goals

               ECESA Executive Committee on Economic and Social Affairs (UN)

               ECOSOC Economic and Social Council (UN)

               FFD Financing for Development

               GSDR Global Sustainable Development Report

               HLPF High-level Political Forum on Sustainable Development (UN)

               MDGs Millennium Development Goals

               MGoS Major Groups and other Stakeholders

               NGO Non-Governmental Organization

               OECD Organisation for Economic Co-operation and Development

               QCPR Quadrennial Comprehensive Policy Review
               

               RNE Rat für Nachhaltige Entwicklung
               

               SDG Sustainable Development Goal

               SDSN Sustainable Development Solutions Network

               SIDS Small Island Developing States

               UN United Nations

               UNDESA United Nations Department of Economic and Social Affairs

               UNDS United Nations Development System

               UNECE United Nationals Economic Commission for Europe

               UNDP United Nations Development Programme

               UNGA United Nations General Assembly

               VNR Voluntary National Review
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